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Telegraphiſche Nachrichten. 

Wien, 18. Februar. Nach Mittheilung der „Preſſe“ iſt, um den 
dezründeten Klagen des Geſchäftspublikums über die Höhe der inlän⸗ 
diſchen Tarife, namentlich in der Manufaktur⸗Waarenbranche zu be⸗ 
nen, eine aus Tarifbeamten der öſterreichiſchen Bahnverwaltungen 
deſtebende Kommiſſion zur Reviſion der inländiſchen Tarife niederge⸗ 
lest worden. Hauptſächlich ſollen für die Textilindustrie Tarifſätze in 
orſchlag gebracht werden, die den gegenwärtigen mißlichen Geſchäfts⸗ 
hältniſſen entſprechen; die neuen Tarife ſollen binnen 3 Monaten 
Kraft treten. — Daſſelbe Blatt hört, es ſei gegen mehrere Ver⸗ 
waltungsrätbe der Anglobank eine auf die Gründung der Aktien⸗Berg⸗ 
dau- Geſellſchaft bezügliche Anzeige bei dem Landesgerichte eingelaufen 
und ſeien deshalb von der Staatsanwaltſchaft Vorerhebungen ange 
ordnet worden. — Die „Neue freie Preſſe“ meldet, die Nachricht von 
Fuſioni zung mehrerer kleiner böhmiſcher Bahnen mit der öſter⸗ 

chiſchen Staatsbahn entſpreche nicht den thatſächlichen Verhältniſſen. 
E ſeien der letzteren zwar mehrfache Fuſionsanerbietungen gemacht 
orden, dieſelbe habe aber keine Veranlaſſung gefunden, in konkrete 
Verhandlungen darüber einzutreten, weil eine Ausdehnung ihres Netzes 
momentan nicht von ihr angeſtrebt, eine ſolche auch nicht als den In⸗ 
eſſen ihre Aktionäre entſprechend erachtet werde. 
Konſtantinopel, 18. Februar. Das neue Bankſtatut iſt mittelſt 
eines kaiſerlichen Jrade ſanktionirt worden. Durch die an dem frü⸗ 
deren Entwurfe vorgenommen Abänderungen werden die Bankgaran⸗ 
„welche den Zeichnern der letzten Anleihe in Ausſicht geſtellt wor⸗ 
den waren, in keinerlei Weiſe berührt. Die Bank iſt mit der Einhe⸗ 
dung der Staatseinkünfte beauftragt und verpflichtet, den zur Einlö⸗ 
ng der Anleihekupons erforderlichen Betrag zurückzuhalten. 


PPP ð » EEE EEE TEE TEE) 
Vom Landtage. 


16. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 18. Februar, 11 Uhr. Am Miniſtertiſche Graf zu Eulen ⸗ 
cbenbach und Friedenthal, mit mehreren Kommiſſarien. 
land om landwirthſchaftlichen Miniſter iſt ein Organiſationsplan der 
ndmirthſchaftlichen Mittelſchulen eingegangen. 5 
achdem die Aufhebung des Strafverfahrens gegen die Abgg. v. 
di 3 ranffen und Ibach beſchloſſen, und in dritter 
de Geſetzentwürfe betreffend die Theilung des Kreiſes Konitz und 
nige Abänderungen der direkten Steuern in den Hohenzollern'ſchen 
anden genehmigt ſind, wird die erſte Berathung des Entwurfs einer 
Wege Ordnung eröffnet. N 85 
ba. v. Loeper (Loepersdorf): Im Großen und Ganzen iſt dieſes 
Weſes geeignet in einer überaus wichtigen Materie Neues und Gutes 
50 ſchaffen; aber der Abſchnitt von den Gemeindewegen enthält in Be⸗ 
ug auf die Beſchwerde und Entſcheidungsinſtanzen über Anlegung 
ih Veränderung von Wegen, und über Vertheilung der Wegebaulaſt 
ti, ompligirte Beſtimmungen, daß die Betheiligten ſich ſehr ſchwer da⸗ 
q zurechtfinden werden. Bis jetz gab es für die Bewohner der Land» 
emeinden nur eine Beſchwerdeinſtanz, die Regierung, jetzt ſollen fie in 
ie ſchiedenen Friſten ſich bald an den Kreisausſchuß, bald an den Be⸗ 
Esausſchuß, bald an das Bezirksverwaltungsgericht wenden. Im 
en Falle wird eine Friſt von 3, in den anderen von 4 Wochen vor⸗ 
ſſchrieben. Ich möchte dringend bier empfehlen, die Friſten überall 
zu bemeſſen und den Gemeindemitgliedern zu geſtatten, ihre Be⸗ 
gerden allein an die Ortsbehörde zu ftellen, die fie dann an den 
&8- und Bezirksausſchuß weiter zu befördern hat. 
Abg. Knebel: Ich begrüße die Vorlage mit lebhafter Freude, da 
eren geradezu unerträglich gewordenen Zuſtande ein Ende macht; 
hätte aber darin eine größere Ausdehnung und Benutzung der zur 
Sebtvermaltung neu geſchaffenen Organe und Inſtitute gewünſcht. 


v dem wichtigſten Prinzip, dem der Auflegung der Wegebaulaſten, 
Ri ſich die Vorlage den Beſtimmungen angeſchloſſen, die bisher bei 
in am Rhein beſtanden. Bei uns gilt die Wen daß diejeni⸗ 
den Gemeinden die Koſten zu tragen baben, über deren Bann der Weg 
bt. Von dieſer Bannverpflichtung, die ſehr oft die ſchreiendſten Un⸗ 
echtigkeiten mit fich führt, batten wir gehofft, durch viele Vorlage 
Ale zu werden, und es iſt der Regierung eine generelle Ahänderung 
dite Syſtems um fo dringender zu empfehlen, als eine ſolche für be⸗ 
lch ante Fälle in dieſem Geſetze ſich bereits vorfindet. Es ſollen näm⸗ 
die in induſtriellen Gegenden die Beſitzer induſtrieller Etabliſſements, 
ia, atitelich an der Beſchaffenheit der Wege ihres Ortes ein hervor⸗ 
endes Intereſſe haben, auch in hervorragender Weiſe zu den Koſten 
Cangepojen werden. Dieſes Prinzip der Intereſſenvert flichtung an 
Felle der Bann verpflichtung iſt gegenwärtig grundſätzlich in Frank⸗ 
dc eingeführt und hat ſich dort vortrefflich bewährt. Dieſem Bei⸗ 
ö ele können wir unbedingt folgen. Ich empfehle diefen Punkt der be⸗ 
deren Berückſichtigung der Kommiſſion, für die ich eine Stärke von 
itgliedern beantrage. es 
„Abg. Wiſſelinck: Ich kann das Prinzip der Intereſſenver⸗ 
achtung zur Wegebaulaſt für unſere öſtlichen Provinzen nicht em⸗ 
Auen: in dieſen tft der ganze 8 der geſchichtlichen und Rechts⸗ 
Awickelung ein folder geweſen, daß wir für derartige Laſten nur 
dur Geſammtaemeinde heranziehen können. — In dem Entwurfe iſt 
Ye die Aufnahme der Cbauſſeen eine Schwierigkeit inſofern hinein⸗ 
Intagen worden, als durch das neue Dotationögefeg die beſitzrecht⸗ 
dir Stellung der Chauſſeen pollſtändig verändert iſt. Es wird nach 
gulem Geſetze Provinzialchauſſeen geben, von denen dieſer Entwurf 
da nicht ſpricht. Ferner iſt zu fragen, ob die Kautelen gegen Ueber⸗ 
Didung durch die Wegebaulaſt in dieſem Entwurfe richig geſtellt find. 
e lokaſe Ueberbürdung würde durch Schaffung von Wegebauverbän⸗ 
Kaesderbindert werden. In der Kommiſſion müßten die zunächſt In⸗ 
Mrten, der Grundbeſitz und die Vertreter der Stadtgemeinden, 
Anglich vertreten fein. 


dir Abe. Miquel: Zunächſt iſt zu fragen, ob der Geltungsbereich 
gutes Geſetzes richtig gegriffen, ob es gerechtfertigt iſt, daß es nur 
0 die öſtliche Hälfte der Monarchie Anwendung finden ſoll. Für 
en ſoll es erſt nach Einführung der Kreisordnung gelten. Nun iſt 
in Zeitpunkt für dieſelbe vorläufig noch völlig unbeſtimmt, aber gerade 
Gleßherzogthum ſind die Wege⸗Verhältniſſe nach der Anſicht der 
erung wie der Landesvertretung geradezu unerträgliche. Ich 
day, te daher dringend empfehlen, in dieſes Geſetz Beſtimmungen auf⸗ 
men, die ſchon vor Einführung der Kreisordnung die aller⸗ 
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ſchlimmſten Uebelſtände in Bezug auf den Wegebau in Poſen, die be⸗ 
ſonders drückend auf dem kleinbäuerlichen Stande laſten, beſeitigen. 
Es iſt mir ferner nicht klar, weshalb nicht für die weſtlichen Provin⸗ 
zen, ſowie für Schleswig⸗Holſtein in dem Geſetze beſtimmt wird, daß 
für ſie die Anwendung der Wegeordnung gleichzeitig mit der Ein⸗ 
führung der neuen Verwaltungs: Reformen zur Geltung kommen ſoll. 
Das Bedürfniß iſt ja für dieſe Provinzen nicht minder dringend. 
In Hannover liegt die Sache anders. Dort befteht bereits feit 
1851 eine allgemeine Wegeordnung für die ganze Provinz, die 
ſich durchaus bewährt hat. Mit den Grundgedanken dieſer Vor⸗ 
lage bin ich durchaus einverſtanden, ebenſo mit der Feſtſtellung 
der Kompetenz der Behörden; nur in Betreff der allgemeinen Syſte⸗ 
matik und Anordnung des Entwurfes finde ich viele Mängel, durch 
die das Verſtändniß der Vorlage wefentiich erſchwert wird. Der Ent⸗ 
wurf hat es nur mit öffentlichen Wegen zu tbun. Das können Fahr⸗ 
oder Fußwege fein, die ſich alſo hierin nach ihrer Beſtimmung unter 
ſcheiden, ferner werden ſie nach ihrer Unterhaltung in der Vorlage 
als Gemeinde und Kreiswege unterſchieden. Nun ſtellt aber außerdem 
der Entwurf noch beſonders die * auf und dadurch wird die 
ganze Syſtematit unklax. Der Entwurf vermeidet es, den Begriff der 
öffentlichen Wege zu definiren; die Motive erklären eine ſolche Defini⸗ 
tion für ungusführbar und ſagen, es hängt von dem einzelnen Falle 
ab, ob ein Weg ein öffentlicher Weg iſt oder nicht. Daß dieſe Frage 
eine quaestio facti iſt, gebe ich zu; allein, wenn wir den Gerichten, ja 
ſogar in einzelnen Fällen den Selbſtverwaltungsbehörden, alſo ſelbſt 
Laien das Urtheil und die Entſcheidung über dieſe Frage anheimgeben, 
ſo iſt es doch höchſt bedenklich, eine ſo entſcheidende Begriffsbeſtim⸗ 
mung ganz außerhalb dieſes Geſetzes zu laſſen. Das hannoverſche Ge⸗ 
ſetz von 1851 hat eine ſolche Definition aufgenommen und ich kann 
aus perſönlicher Kenntniß verſichern, daß ſie ſich bei vielen Streitig⸗ 
keiten durchaus bewährt hat. Man hat darin ausgeſprochen: öffent⸗ 
liche Wege ſind ſolche, die zum allgemeinen Gebrauch dienen und dem⸗ 
ſelben nicht durch Privatrecht entzogen werden können. Ich würde eine 
noch ſchärfere Definition vorſchlagen. Es kommt bei Entſcheidung dieſer 
Frage nicht darauf an, ob der Weg zum öffentlichen Gebrauche wirk⸗ 
lich dient, ſondern ob er dazu beſtimmt iſt. Dies iſt keineswegs eine 
bloße juriſtiſche Tüftelei, ſondern eine Frage von durchaus praktiſcher 
Bedeutung. So ſind z. B. bei Gelegenheit der Separation und Ver⸗ 
koppelung lediglich zu dieſem Zwecke in der ganzen Monarchie auf Koften 
der geſammten Grundbeſitzer der Feldmark ſogenannte Separations⸗ oder 
Koppelwege angelegt worden, die nach beiden Seiten mit anderen Wegen 
und Straßen in Verbindung ſtehen und thatſächlich im allgemeinen Ge⸗ 
brauch find. Iſt nun deshalb ein ſolcher Weg ein öffentlicher? Nach meiner 
Anſicht nein. Er fällt nicht unter dies Geſetz: er könnte es nur dann, 
wenn er zum öffentlichen Gebrauch beſtim int worden iſt. Die Kom⸗ 
miſſion wird dieſe eminent wichtige Frage, von der die Unter 
8 weſentlich abhängt, ſorgſam zu prüfen haben. Dem 
Vorſchlage des Abg. Knebel, überall die Intereſſen verpflichtung einzu⸗ 
führen, muß ich durchaus entgegentreten. Wer ſoll denn die Inter⸗ 
eſſen abwägen? Dieſes Syſtem würde zu den größten Willkürlich⸗ 
keiten führen und geradezu verderblich wirken. Daß es wirklich in 
Frankreich Rechtens ſein ſoll, daß alle Wege von den Intereſſenten 
zu unterhalten ſind, kann ich mir unmöglich denken. Was die Be⸗ 
rufungs⸗ und Schlußinſtanz in dem Entwurfe betrifft, ſo erkenne ich 
an, daß man nach Einführung der neuen Verwaltungskörper aller⸗ 
dings ein Korrektiv gegen extraordinäre und egoiſtiſche Intereſſenver⸗ 
folgung einzelner Kreiſe haben muß. Zu einem zuſammenhängenden 
Netz von Straßen würde man ohne ſolche Kautelen ſchwerlich gelan⸗ 
gen, wenn man nicht den Weg beſchreiten will, der mit großem Er⸗ 
folge in der Provinz Hannover eingeſchlagen iſt. Dort beſtimmt das 
Geſetz, daß die Geſammtheit der zu bauenden Straßen von der Pro⸗ 
vinzialverkretung im Voraus feſtgeſetzt wird, daß alſo die Be 
von vornherein in einen großen Plan gebracht werden. Man hat 
dann die Garantie, daß jede Willkür bei Einzelentſcheidungen ausge⸗ 
ſchloſſen wird. Die ganze Aufgabe der Kreistage reduzirt ſich hierbet 
auf die Aufbringung der Koſten und die Ausführung der Beſchlüſſe 
der Provinzial- Vertretung, der allein die Abänderung des urſprüng⸗ 
lichen Planes in einzelnen Fällen zuſteht. Die Provinzialvertretung 
bat aber durch den Dotationsfonds die Mittel in der Hand, die Kreiſe 
beim Wegebau zu unterügen, und fie macht die Höhe dieſer Beihülfe 
abhängig von der Leiſtung, beziehungsweiſe Mehrleiſtung der einzel⸗ 
nen Kreiſe. Der Einwand, daß durch die Erweiterung des Eiſenbahn⸗ 
netzes ein ſolcher allgemeiner Plan vielfach durchbrochen und hinfällig 
werde, iſt nicht ſtichhaltig. In Hannover bat man Außerordent⸗ 
liches im Wegebau geleiſtet, und in den letzten Jahren beſonders 
durch freiwillige Leiſtungen der Wegeverbände in überraſchend hohem 
Maße. Nun bat man in Hannover bereits ſeit dem Jahre 1821 durch 
Geſetz das allgemeine Straßennetz feſtgeſtellt und dieſer Plan hat ſich 
bewährt und irotz aller Eiſenbahnbauten, trotz der Vergrößerung der 
Städte und aller inzwiſchen eingetretenen Veränderungen im ſozialen 
Leben iſt er noch heute der maßgebende für alle Neubauten. Der 
Vorpag dieſes Syſtems erhellt deutlich daraus, daß man im Jahre 
1864, als ich ſelbſt Mitglied der hannoverſchen Kammer war, nach den 
damals angeſtellten Berechnungen annabm, der Plan werde elwa 27% 
Jahre zu ſeiner vollen Ausführung nöthig haben, er iſt aber nach 
Einführung der Selbſtverwaltung und in Folge der freiwilligen Zus 
ſchüſſe der Wegebauverbände innerhalb 9 Jahren vollführt worden. 
Ich kann daher die allgemeine Einführung dieſes Syſtems nur drin⸗ 
gend empfehlen. Die Beihilfe und Zuſchüſſe, die die Provimialvertre⸗ 
tung den Kreiſen gewährt, haben danach in geometriſcher Progreſſion 
zu erfolgen je nach den Leiſtungen der einzelnen Kreiſe und Bauver⸗ 
bände; dadurch wird das Intereſſe der letzteren zu ſtarken Leiſtungen 
angeregt. In Bezug auf die Aufhebung der Chauſſeegelder und Wege⸗ 
abgaben kann ich es nur billigen, daß die Negierung bei den fo ſehr 
verſchiedenen Verhältniſſen in den einzelnen Provinzen nicht mit einer 
radikalen Maßregel in dieſem Entwurf vorgegangen iſt. Die ganze 
Tendenz des Geſetzes führt dahin, allmälig die Hebungsberechtigung 
aus dem geſammten Wegebau herauszubringen. Man braucht ſich 
hier nicht zu überſtürzen. Wir können es ſehr wohl den Einzelver⸗ 
waltungen überlaſſen, wenn fie es mit ihrem Intereſſe für vereinbar 
halten, die Hebungsgebübren zu befeitigen. Ein engliſcher Staatsmann 
erwiderte mir, als ich ihn auf die vielen Brückenzölle in England auf⸗ 
merkſam machte: wir wollen lieber mit dieſem von dem modernen 
Wirthſchaftsſyſtem verurtheilten Zoll gute Brücken haben, als ohne ihn 
gezwungen fein, durchs Waſſer zu gehen. So ſage auch ich: lieber 
Chauſſeen mit Chauſſeegeld als keine Chauſſeen. Ueber die Einzel⸗ 
beiten dieſes Geſetzes könnte man geradezu Tage lang reden. (Heiter⸗ 
keit) Die Materie ift eine ſolche, daß das Geſetz, ohne in beſtebende 
Rechte, Gewohnheiten und Verhältniſſe ſtörend einzugreifen, nicht wohl 
auszuführen iſt. Wir dürfen uns nicht ſcheuen, dies zu thun, wenn 
wir das Wohl des Landes und das Geſammtintereſſe fördern und 
wahren wollen. 

Handelsmimiſter Dr. Achenbach: Ich glaube auch, daß man über 
eine Wegeordnung Tage lang reden könnte, aber wohl beffer in dem 
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engen Kreis einer Kommiſſion, bevor man bier im Plenum einen Ber 
ſchluß faſſen kann. Alle Redner haben ſich ja nach einer oder der 
andern Richtung bin anerkennend über den Entwurf ausgeſprochen 
und die einzelnen Bedenken find von den folgenden Rednern zum Thefl 
ſchon widerlegt worden. Dieſes Geſetz iſt durchweg von jenen Inſti⸗ 
tutionen der Selbſtverwaltung, die wir eben gegründet haben oder zu 
ründen im Beariffe find, durchzogen; aber die Konſeguenzen aus un⸗ 
erer neueren Organiſation können doch keinen Angriffspunkt für die⸗ 
ſes Geſetz geben, ſondern müſſen bei jenen allgemeinen Geſetzen erör⸗ 
tert werden Es liegt auf der Hand, wenn die Vorlage an eine Roms 
miſſion verwieſen wird, die verſchieden iſt von der, welche die Orga⸗ 
niſationsgeſetze bearbeitet, leicht die Fühlung verloren ge hen kann, fo 
daß entweder die beiden Kommiſſionen nach verſchiedenen Geſichts⸗ 
punkten arbeiten, oder die für die Wegeordnung überhaupt ihre Ar⸗ 
beiten einſtellt, um die Reſultate der anderen abzuwarten. Mir würde 
ein Modus erwünſcht ſein, durch den ein gewiſſer Kontakt zwiſchen 
beiden Kommiſſionen hergeſtellt würde. Eine der wichligſten Fragen 
iſt der Geltungsbereich des Geſetzes; der Vorredner hat dabei wohl 
überſehen, daß die Ueberſchrift des Geſetzes ausdrücklich ſeine Geltung 
nur für die alten Provinzen ansſpricht. Ihre weitere Ausdehnung 
hängt von dem weiteren Vorſchreiten der allgemeinen Organſfation 
ab. Es wird nicht beabſichtigt materielle Aenderungen für die Rhein⸗ 
provinz und Weſtfalen eintreten zu laſſen; es werden ſich Beſtimmun⸗ 
en finden laſſen, die die Einführung der Wegeordnung in Poſen 
elbſt ohne Einführung der Kreisordnung ermöglichen. Heſſen⸗Naſſau 
iſt ebenfalls der Reform bedürftig und die Regierung wird es als 
ihre Aufgabe anſehen, die Reform auch dort durchzuführen. Daß ſie 
nicht gleichzeitig dieſen Schritt gethan, hängt abgeſehen von der Or⸗ 
nsfrage damit 98 daß die Ausführung des vorliegen⸗ 
etzes ſchon für die a ten Landestheile mit fo erbeblichen Schwie⸗ 

rigkeiten verbunden iſt, daher es nicht in der Abſicht der Regierung 
liegen kann, die Schwierigkeiten, welche ſich in den neuen 
Provinzen zeigen, damit zu kombiniren. Der Wegegeſetzgebung 
in Schleswig ⸗Holſtein mungelt jede Selbſtverwaltung; es wird 
hier eine Aenderung eintreten müſſen und die Regierung 1 
bereits mit Ermittelungen darüber beſchäftigt, in welcher Weiſe 
die Reform durchgeführt werden kann. Die Wegegeſetzgebung in Han⸗ 
nover iſt in gutem Zuſtande; es wird ſich dort lediglich um ſolche 
Reformen handeln, die ſich im Laufe der Zeit bei jeder Geſetzgeb 
herausſtellen. Ich will nur noch darauf aufmerkſam machen, da 
während nach dieſem Geſetze der Kreis die Wege unterhalten foll, in 
Schleswig ⸗Holſtein Wegediſtrikte und Wegeverbände beſtehen, die 
meiſtens mit den politiſchen Amtsbezirken zuſammenfallen; es wird ſich 
alſo bei einer etwaigen Reform um die Frage handeln, ob und wie 
weit an die unteren Verbände des Kreiſes anzuknüpfen ſei, ſtatt direkt 
auf den Kreis ſelbſt übergehen. Ein Redner aus der Rhein 
(Abg Knebel) hat das Grundprinzip des Geſetzes, daß 


rovim. 
die Wegebaulaſt tr ls nicht bmbar bezeichnet die ds 
age, als nicht annehmbar bezeichnet; die Regierun 
auf dieſes Prin ep, weiches AR, ein 
entſchiedenes Gewicht legen. 


die Baſis des ganzen Geſetzes iſt, ein 

e Wenn der Vorredner dieſe Pflicht der 
Gemeinde als eine Bannpflicht bezeichnete und dem Entwurf die Ab⸗ 
ſicht unterſchob, daß die Adjazenten herangezogen werden ſollten, trotz⸗ 
dem man die Intereſſenten als Baſis dieſes Geſetzes aufſtellt, ſo muß 
ich doch von den Beiſpielen, die er ins Feld führte, ſagen, daß ſie 
nach anderen Geſichtspunkten behandelt werden würden, als er ange⸗ 
nommen bat. Bei allen Wegen, die über das lokale Intereſſe hinaus⸗ 
gehen, tritt ja der Kreis an die Stelle der Gemeinde; außerdem kön⸗ 
nen ja Wegegenoſſenſchaften nicht dlos im Wege der freien Vereini⸗ 
gung, ſondern auch zwangsweiſe gebildet werden. Die Baſis des 
Geſetzes, daß die Gemeinden megebaupflichtig ſeien, hat ja den Beifall 
faſt des ganzen Hauſes gefunden; die Anſicht des Abg. Knebel ſteht 
deshalb nicht im Einklang mit den Wünſchen dieſes Hauſes. Das 
Geſetz ſteht gänzlich auf den Intentionen der neuen Geſetzgebung; es 
wird nur zu wünſchen ſein, daß die neuen Organe auf dieſem Gebiete 
mit gutem Erfolge functioniren. Wenn in dem Geſetze Verbeſſerungen 
W fein ſollten, jo wird das Sache der Kommiſſion fein. 

eifall. 

Abg. v. d. Goltz: Wir müſſen uns nicht der Illuſion hingeben, 
daß mit einem Wegegeſetz auch gleich gute Wege im Lande ge 
werden; das wird davon abhängen, welches Intereſſe die einzelnen 
mit der Aufſicht über die Wege betrauten Organe an der Inſtand⸗ 
haltung der Wege nehmen werden. Ich bin mit dem Erlaſſe einer 
Wegeordnung ſehr zufrieden, dem Entwurfe muß ich aber zum Vor⸗ 
wurfe machen, daß alle diejenigen Prinzipien, welche an die Spitze ge⸗ 
ſtellt find, nicht ganz konſequent durchgeführt find. Das Prinzip der 
Unterhaltungspflicht der Wege ſeitens der Gemeinden wird durchbro⸗ 
chen, wenn diejenigen, die einen beſonderen Nutzen von den Wegen 
baben, zur Tragung der Koſten derſelben herangezogen werden follen. 
Von dem Prinzip der Selbſtverwaltung ift abgewichen dadurch, daß 
die Organe der Staatsaufſicht und der Selbitverwaltung, Oberprä- 
ſident, Regierungspräſident, Landrath und Provintal⸗, Bezirkls⸗ und 
Kreisausſchuß hunt durcheinander als entſcheidende Inſtanzen gemiſcht 
find. Manche Para jraphen haben überdies eine ſo unklare Faf⸗ 
fung, daß es ſich empfehlen wird das Geſetz einer Kommiſſion zu 
überweiſen > 

Abg. Mühlenbeck begrüßt die Vorlage mit Freuden, weil fie 
mit einem gewiſſen Radikalismus alle bisher deſtehenden Provinzial⸗ 
obſervanzen und ſtatutariſchen Beſtimmungen über den Wegebau be⸗ 
ſeitigt; er bittet die ſtommiſſion, die Vorlage möglichſt ſchleunigſt zu 
berathen, damit ſie noch im Herreuhauſe berathen und beſchloſſen 
werden könne. 

Hiermit ſchließt die erſte Leſung und wird die Vorlage an eine 
Kommiſſion von 23 Mitgliedern verwieſen. ö 

Das Haus geht nunmehr zum letzten Gegenſtande ſeiner Tages 
ordnung, zur Spezialberalhung des Etats des Miniſterſums 
des Innern über. 5 

Zu Titel 5 der Einnahmen von 2 241,177 Mark aus der Straf⸗ 
anſtalts⸗ Verwaltung liegt der Antrag Eberty s vor, 
die Staatsregierung aufzufordern, den Strafvollzug vorläufig im 
Verwaltungs wege in einer Weiſe zu ordnen, daß dadurch der Vollzug 
der Strafe im Sinne des Strafgeſetzbuchs ſichergeſtellt wird. 

Abg. Dr. Roeckerath: Es iſt durchaus nothwendig, daß die Be⸗ 
ſtimmung des $ 16 des Reichsſtrafgeſetzbuches, wonach die zur Ge⸗ 
fängnißſtrafe Verurtheilten in einer Gefangenanſtalt auf eine ihren 
Fäbigkeuen und Verbälniſſen angemeſſene Weiſe beſchäftigt werden 
können, in richtige Anwendung komme, was bis jetzt nicht der Fall 
war. Einem Bekannten von mir, der wegen eines geringen politiſchen 
Vergebens verurtheilt iſt, wurde von dem Gefängnißdirektor zuge⸗ 
muthet Kartoffeln zu ſchälen, und als er ſich weigerte, dieſe Arbeit, 
welche ſeinen Verhältniſſen nicht angemeſſen ſei, zu verrichten, wurde 
ex in den ſogenannten Carcer geſperrt, ein gam ſchwarz angeſtrichenes 
Zimmer, und bekam zwei Tage lang keinen warmen Löffel, (Heiter⸗ 
keit), bis er ſich endlich zu jener Arbeit verſtand. Einem Freunde don 
mir, deſſen Zelle unmittelbar an dasjenige Zimmer ſtieß, welches der 


würdige Herr Erzbiſchof Paulus Melchers bewohnte, wurde auf 
eine Beſchwerde über ihm zugewieſene, ſeinen Fähigkeiten und Ver⸗ 

iſſen nicht angemeſſene Arbeiten erklärt, er werde es mit ſeinen 

ſchwerden dahin bringen, daß auch dem Erzdiſchof Arbeiten zuge⸗ 
wieſen würden, welcher derzeit noch nicht beſchäftigt, vielmehr nur in 
die Hausliſte als Strohflechter eingetragen ſei. (Heiterkeit.) Die Ver ⸗ 
ſchiedenheit der Behandlung der politiſchen Verbrecher widerſtreitet 
dem Grundſatze der Gleichheit Aller vor dem Geſetze. In dem Etat 
nie Ertrag der Gefangenenanftalten auf etwas über 2 Millionen 

ark, die Ausgabe vl ungefähr 27 Millionen veranſchlagt. Bei 
richtiger Verwalfung müßten die Erträge mindeſtens fo groß fein, daß 
man die Ausgaben beſtreiten kann Nun verdingt man aber die Ar⸗ 
beitskräfte, ftatt dieſelben ſelbſt gehörig zu nutzen, an Fabrikanten, die 
dadurch reich werden. Auch die Gefangenen machen, wenn ſie über 
das ihnen zugewieſene Quantum arbeiten, Erſparniſſe; mir iſt bekannt, 
daß ein Gefangener in einigen Jahren 50 Thaler erſpart hat. 
Abg. Windthorſt (Meppen): Der von dem Vorredner angeregte 
Gegenſtand iſt bereits im Reichstag in Veranlaſſung einer Petition 
des Abg. Moſt, welcher ſich zur Zeit im Gefängniß zu Piötzenſee be⸗ 
findet, erörtert worden. Man bat beſchloſſen, den Reichskanzler aufs 
zufordern, in geeigneter Weiſe auf eine richtige Ausführung des 8 16 
des Strafgeſetzbuches hinzuwirken. Ich hoffe, daß dieſem Antrage ent⸗ 
ſprochen werden wird; nützlich aber wäre es jedenfalls, wenn uns die 
Regierung mittheilte, wie ſie die Sache anſieht und ob ſie bereits Ver⸗ 
anlaſſung genommen hat, für eine richtige Behandlung der wegen po⸗ 
Uitiſcher Vergehen Verurtheilten das Nöthige einzuleiten. In Preußen 
iſt das Gefängnißweſen wenig geordnet, zumal die Leitung deſſelben 
unter die Reſſortz der Miniſter des Innern und der Juſtiz vertheilt 
iſt, während eine einheitliche Leitung ein dringendes Erſorderniß iſt. 
Es ift unerhört, daß nach dem Erlaß des Reichsſtrafge etzbuches noch 
die Strafinſtruktionen zu dem alten Strafgeſetzbuche beſtehen, welches 
auf der Abſchreckungstheorie beruhte. Die Behandlung der politiſchen 
Gefangenen iſt eine wahrhaft türkiſche 

Geh. Rath Illing: Der Herr Miniſter des Janern hatte ſchon 
vor längerer Zeit den Juſtizminiſter zu einer gemeinſchaftlichen kom⸗ 
miſſariſchen Berathung über den beregten Punkt eingeladen. Dieſe 
Berathungen wurden demnächſt durch das Vorgehen des Reichstages 
unterbrochen, welcher an den Reichskanzler die bekannte Aufforderun 
richtete. Die preußiſche Staatsregierung hat vorläufig Bedenken, au 
den Antrag des Abg. Eberty einzugehen, weil es ziemlich ſicher iſt, 
daß der Reichskanzler der Aufforderung des Reichtztags Folge geben 
wird und es rathſam erſcheint, die Vorſchläge des Reichskanzlers ab⸗ 
zuwarten. Sollte von demſelben wider Erwarten keine Anregung ge⸗ 
geben werden, ſo wird die Regierung binnen kürzeſter Friſt für die 
richtige Behandlung der Sache in Preußen das Nöthige veranlaſſen. 

Abg. Eberty: Ich habe meinen Antrag geſtellt, weil es mir 
für jetzt nicht durchführbar fcheint, den Strafvolliug im Wege des 
Geſetzes zu ordnen, die Abhülfe aber unaufſchiebbar iſt. Im Etat 
werden für die Gefangenanſtalten Summen verlangt, die im Vergleich 

u den Erfolgen, welche die Verwaltung erreicht hat, ungeheure find 
Benn die Gefängnißſtatiſtik hat keine erfreulichen Reſultate aufzuwei⸗ 
ſen; beiſpielsweiſe it die Rückfälligkeit von 76 auf 81 Proz. geftiegen. 
In Italien iſt die Unſicherheit noch jetzt ſehr groß; geichwohl hat die 
Statiſtik bewieſen, daß es möglich it, dem Uebel zu ſteuern. Vor 
Allem muß die Duplizität der Verwaltung aufhören und das Gefüng- 
nißweſen unter die einheitliche Leitung des Juſtizminiſters geitellt 
werden. Die Qualifikationserforderniſſe der Gefängnißbeamten müſſen 

efteigert werden. Penſionirte Offinere find nicht die geeigneten Per⸗ 
ſönlichkeiten, um Gefängnißdirektor⸗Stellen zu bekleiden. Bezüglich 
der Behandlung der Gefangenen beſtehen die verſchiedenſten Syſteme, 
von denen einige durchaus verwerflich ſind, z. B. das in Preußen 
viel angewandte Pönitenzialſyſtem, wobei die ſtrengſte Abſonderung 
der Gefangenen eintritt. Der Direktor herrſcht dann in den Gefäng⸗ 
nißmauern wie ein König. (Heiterkeit.) Dieſſeits und jenſeits des 
Oceans iſt dieſcs Syſtem längſt gerichtet. Ich lege hier auf den Tiſch 
des Hauſes eine Gefängnißſtatiſuk nieder. Vergleichen Sie mit dem 
lebensvollen Bilde, das dieſes Buch entrollt, die trockene Arbeit in 
dieſem gelben Umſchlage (d. i. der Etat für 1875)! Die Wiſſenſchaft 
allein rettet die Gefangenen und den Stagt. Die Regierung müßte 
die Werke, welche in England über das Gefängnißweſen erſchienen 
find, überſetzen laſſen und veröffentlichen; dann würde man ſehen, wie 
weit wir in Preußen in dieſer Beziehung zurück ſind. Es iſt bedauer⸗ 
lich, daß man die bezüglichen Anregungen des Prof. v. Holtzendorff 
nicht beachtet hat. Wir können den Engländern für ihre Reformen 
x nicht genug danken; das von ihnen angewandte ſog. iriſche Sy⸗ 
em bat große Strecken in Auſtralien in blühende Landſchaften ver ⸗ 
wandelt. Es iſt einer großen Nation würdig, dem Beiſpiele Eng⸗ 
lands zu folgen. 5 . 

Abg. Windthorſt (Meppen): Die Regelung des Gefäng⸗ 
nißweſens kann nur im Wege des Geſetzes erfolgen, dagegen muß die 
Verbeſſerung der Hausordnungen in den Gefängniſſen ſofort in Ans 
griff genommen werden. Hatten die Miniſter Diligenz präſtirt, fo 
würden ſie nicht erſt lange konferirt, ſondern ſofort das Nöthige an⸗ 
geordnet haben. Es iſt ganz unzuläſſig, daß wegen politiſcher Ver⸗ 
eo verurtheilte Perſonen ebenſo behandelt werden, wie gemeine 

brecher. Die vielen Perſonen, welche ſolcher Vergehen wegen in 
den Gefängniſſen ſich befinden, können nicht warten, bis die Miniſter 
ihre Konferenzen beendet haben. Die Regierung braucht gar nicht 
auf ven Reichskanzler zu warten. Derſelbe würde ſogar ganz ver⸗ 
gnügt fein, wenn ihm die Regierung Alles ſchon fertig überreichte, 
was dem Reichstage vorgelegt werden ſoll. Die Gefängniſſe befinden 
ſich zum Theil in einem entſetzlichen Zuſtande und wenn man jetzt fo 
viele politiſche Vergeben ſchafft, jo ſollte man doch auch neue und 
beſſere Gefängnißanſtalten errichten. Licht und Lktüre wird den Ge⸗ 
fangenen kaum gewährt. Mit Spezialien in dieſer Beziehung werde 
ich ein andermal aufwarten. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Meine Herren, 
vie Sache wird vom Herrn Abg. Windthorſt etwas leidenſchaftlich be⸗ 
handelt, — ich weiß nicht, aus welchem Grunde. Ich habe an und 
für ſich gegen dieſen Antrag, wie er formulirt iſt, nichts zu erinnern, 
zumal ich ausdrücktich durch meinen Kommiſſarius ſchon habe be 
merken laſſen, Daß von meiner Seite die Initiative dazu ergangen iſt, 
um im Verwaltungswege eine Einheit in der Behandlung der in den 
beiderſeitigen Reſſorts detinirten Sträflinge herbeizuführen. Aber das 
iſt doch natürlich, daß, wenn überhaupt die Sache im Reichstage zur 
Sprache gekommen und eine bezügliche Aufforderung an den Reichs⸗ 
kanzler ergangen iſt, ich nicht auf eigene Hand cinfeitig vorgeben 
werde, ohne mich vorher mit dem Herrn Reichskanzler darüber zu 
verſtändigen, nach welcher Richtung hier vorgegangen werden ſoll. 
Die Sache iſt außerordentlich einfach: ich werde mich mit dem Reichs⸗ 
kanzler in Verbindung ſetzen. Kommt eine allgemeine Anregung, fo 
werde ich im Sinne derſelben handeln; oder kommt keine oder hat der 
Herr Reichekanzler fonft keine Gründe, die Sache im Augenblick zu 
dirigiren, ſo werde ich mich mit dem Herrn Juſtizminiſter darüber 
vereinigen, ein gemeinſchaftliches Regulaliv in dieſer Beziehung zu er⸗ 
laſſen. Aber Enes muß ich doch noch erwähnen: Der Herr Abg. 
Winsthorſt ſetzt als eine bekannte Sache voraus, daß die politiſchen 
Gefangenen, wie er annimmt, eine unerhörte Behandlung erfahren. 
Ich kann nur Eonftatiren daß aus meinem Reſſort, d. 6. aus dem⸗ 

nigen Umfange der Verwaltung, welche ich führe, ſeit den Jahren, 
n welchen von dieſen politiſchen Gefangenen die Rede ift, auf die der 
er Windthorſt wahrfcheinlich anfpielt, auch nicht eine einzige 
Beſchwerde an mich gekommen iſt. (Abg. Wind tho rſt⸗Meppen: 
Ja, das glaube ich wohl!) 

Abg. Ortow wünſcht den Uebergang der geſammten Ge⸗ 
fängniß verwaltung auf das Juſtizminiſterium und die ſchleuniaſte 
Verbeſſerung der Gefängniß⸗Haus ordnungen. Die Gefängniſſe ſelbſt 
befänden ſich zum großem Theil in ſehr ſchlechtem Zuſtande, zumal 
in der Rheinprovinz. So haben in dieſer Woche aus der Straf- 


anftslt zu Köln genen. 100 ſchwere Verbrecher wegen der Unzu⸗ 
1 der Anſtalt bis in die Mitte Schleſiens transportirt werden 
m 


en. ; 

Hierauf wird die Diskuſſion geſchloſſen und der Antrag des Abg. 

Eberky angenommen. er 5 
Bei Titel 1 der Ausgabe, der das Gehalt des Miniſters enthält, 


mimt Abg. v. Schorlemer⸗Alſt Gelegenheit, auf die Verzöge⸗ 
rung der Neuwahl für den Wahlkreis Ahaus⸗Steinfurt zurückzukom⸗ 
men. Der Vertreter dieſes Kreiſes der Abg. von Mallinckrodt, iſt am 
23. Mai vorigen Jahres verſtorben. Man ſollte meinen, daß der Tod 
eines ſo hervorragenden Mannes der Regierung zum Bewußtſein ge⸗ 
bracht hätte, daß der Wahlkreis erledigt ſei, ſelbſt wenn eine büreau⸗ 
mäßige Mittheuung unterblieben wäre. Zum Ueberfluß haben aber 
auch die Blätter im vorigen Herbſt auf die Vakanz aufmerkſam ge⸗ 
macht — aber über allen Wipfeln der Regierung herrſchte Ruhe. 
(Heiterkeit.) Ich kann nicht annehmen, daß dieſelbe, um den Verluſt 
des großen Mannes dem Hauſe recht zum Bewußtſein kommen zu 
laſſen, ſeinen Platz recht lange unbeſetzt laſſen wollte. Erſt nach An⸗ 
kündigung meiner Interpellation erfuhren wir, daß die Bezirksregie⸗ 
rung am 18. Dezember vom Miniſter zur Anberaumung der Neuwahl 
aufgefordert worden iſt, und die Nachwahlen der Wahlmänner auf 
den 13 oder 14. Februar, die Abgeordnetenwahl ſelbſt auf den 17. Fe⸗ 
bruar, angeſetzt hätte. Da wäre denn die Annahme ſehr erklärlich, 
daß die Regierung abſichtlich die Wahl hinzuſchleppen ſucht, insbeſon⸗ 
dere wenn man ſieht, wie bei anderen Wahlen anders verfahren wor⸗ 
den, wie beiſpielsweiſe der Abg. Friedenthal kaum 4-5 Wochen nach 
ſeinem Avanzement in ſeinen Wahlkreiſen zum Landtage und zum 
Reichstage wiedergewählt worden iſt. Das nenne ich prompte Bedie⸗ 
nung! (Heiterkeit!) Dennoch will ich den Vorwurf nicht ausſprechen, 
daß die Regierung mit Abſicht die Nachwahl verſchleppt hätte, aber 
rückſichtslos finde ich es von der Lolalregiecung, daß ſie trotz der end⸗ 
lichen Aufforderung des Miniſters die Vorbereitungen zur Wahl ſo 
langſam getroffen bat, daß dieſelbe erſt geftern ftattfinden konnte, wäh: 
rend fie ſonſt ſehr wohl in der zweiten Hälfte des Januar hätte er- 
folgen können. — Ich nehme dieſe Gelegenheit zugleich wahr, um einige 
Bemerkungen über zwei Verfügungen zu machen, die der Minister 
des Innern zuſammen mit dem Kultusmintfter erlaſſen hat Der 
erſte derſelben betrifft die Prozeſſionen und Wallfahrten. (Aha! 
links.) Ich war auf Ihr Aba! gefaßt, und würde mich nicht 
wundern, wenn Sie, um den Prozeſſionen beizukommen, wieder in 
eine Abänderung der Verfaſſung willigten wie vorher, wenn ſie uns 
Schutz bietet im Kulturkampfe. Aber daß das ſo viel mißhandelte 
Vereinsgeſetz wieder mißbraucht worden iſt, um dieſen Erlaß zu be⸗ 
ſchönigen, das finde ich doch unzutreffend, um einen parlamentariſchen 
Aue druck zu a. Es handelte ſich um Prozeſſionen, zu denen 
die Erlaubniß bei gehörig vor 24 Stunden erfolgter Anzeige nicht ver⸗ 
weigert werden darf Der Erlaß beſtimmt, daß be unter allen Umſtänden 
erweigert werden ſollen, wo größere Menſchenmengen ſich anſammeln 
könnten. Mich erinnert das einigermaßen an das Abgeordncteufeſt in 
Köln, au die Dampfſchifffahrt auf dem Rhein und an die Entrüftung, 
welche es aller Orten erregte, als man damals das Vorgehen der Be⸗ 
hörden mit dem Vereins eſetz entſchuldigen ſuchte. Es wird dann be⸗ 
hauptet, daß das Uebernachten der Wallfahrer zu zahlreichen Ungehö⸗ 
rigkeiten führe. (Sehr wahr! links.) Ich meine, wenn man die Pro⸗ 
zeſſionen verbieten wollte, fo hätten ſich doch die beiden Miniſter ent: 
halten können fie zu ſchmähen. Wenn die Herren ihre ſittliche Ent⸗ 
rüſtung durchaus nicht zu laſſen wußten, ſo hätte es näher gelegen 
hier in Berlin einzuſchreiten. (Zuſtimmung im Zentrum). Der zweite 
Erlaß beirifft die Vereine und Sodalitäten. Der Polizeidirektor, der 
dabei als Kirchenvater mitgewirkt hat, iſt leider ungenannt geblieben. 
Er hat zunächſt berichtet, daß die Vereine zum geheiligten Herzen Jeſu 
beſtimmte Zwecke verfolgen — in der That eine ungemein ſchlaue Be⸗ 
merkung! — er fährt aber fort, daß fie ſich mit kirchlichen und ſona⸗ 
len Angelegenheit beſchäftigen, als da find mit Miſſions⸗, Armen⸗ und 
Krankenpflegeſachen, daß dieſe Bruderſchaften, insbeſondere die Skapu⸗ 
lierbruderſchaft eine nach dem Verein sgeſetz verbotene Organiſation haben 
endlich, daß die Herz⸗Jeſu Sodalitäten die vertriebenen Jeſuiten erſetzen 
ſollen. Die Organiſation fol aber auch politiſchen Zwecken dienen; 
es wird dies aus dem Umſtande gefolgert, daß die Vereinsmitglieder 
in ihren Gebeten um Wiederherſtellung der weltlichen Macht des 
Papſtes flehen. Sie follen deshalb unter die ſtrengſte Kontrolle ge⸗ 
ſtellt, und fol erforderlichen Falls gegen fie eingeſchritten werden. Es 
kommt mir das vor, als ſolle gegen das Denken eingeſchritten werden, 
denn Beten iſt nichts anderes als Denken. Ich glaube, die Regierung 
ſollte wenigſtens vermeiden, ſich durch derartige Erlaſſe iädherlih zu 
machen, denn wenn man aus dem Beten für den Papſt etwas Straf⸗ 
bares herleiten will, ſo macht das einen geradezu komiſchen Eindruck; 
mich erinnert das an eine Verfügung der ruſſiſchen Regierung, die, 
als der Raupenfraß einen Bezirk ver wüſtete, ihren dortigen Beamten 
aufforderte, venjelben innerhaib 14 Tagen zu beſeitigen und davon, 
Daß dies geſchehen, Anzeige zu machen. Der Beamte berichtete, die 
Verfügung ſei befolgt worden, er habe ſie den Raupen in den Wäl⸗ 
dern vorgeleſen und dieſe bätten ſich darüber todtzelacht (Große Un⸗ 
rube links. Ruf: Kalauer!) Ja, meine Herren, mit Kalauern muß 
man auf Kalauerverfügungen antworten! (Große Uaruhe links.) 

Präſident v. Bennigſen: Ich nehme an, daß dem Abzeord⸗ 
neten die letzte Aeußerung nur wider Willen entſchlüpft iſt; ich ſtehe 
aber nicht an, fie als durchaus unparlamentariſch zu bezeichnen. 

Mmmiſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich erlaube mir 
keine Kritik darüber, ob die Bemerkungen, die zu machen Herr Abg. 
v. Schorlemer foeben Gelegenbeit genommen hat, gerade in die Bud⸗ 
getfrage hineingebören. (Heiterkeit) Ich könnte allenfalls ſagen, daß 
ich mich darüber bei anderer Gelegenbeit äußern würde; aber da das 
Haus Herrn v. Schoriemer angehört hat, fo wird es auch mich wohl 
mit einigen Bemerkungen anhören, ſo wie ich ſie im Augenblick darauf 
maden kann. 3 2 ug 
Bei der Wahl in dem Wahlkreiſe, in welchem Herr von Mal- 
linckrodt Abgeordneter war, ſind wirklich Verzögerungen vorgekom⸗ 
men, die ich aber bitte nicht der Regierung in ihrem letzten Stadium, 
ſondern dem Umſtande zuzuweiſen, daß eben ein heovorragender Mann 
wie Herr von Schorienier ihn meiner Anſicht nach mit Recht nannte, 
geſtorben war, und daß jede Behörde glaubte: nun, von dieſem Fall 
wird doch wohl die andere Behörde ſchon Kenntniß haben, da werde 
ich wohl nicht nöthig haben, noch beſonders zu berichten. (Heiterkeit) 
Sie werden mir auch zugeben, daß es nicht meine Abſicht geweſen, 
wie Herr v. Schorlemer andeutete, aus Pietät gegen den Verſtorbenen 
die Vakanz recht lange aufrecht zu erhalten, damit durch dieſes Spa ⸗ 
tium bewieſen werde, welcher Verluſt eingetreten ſei. Ich habe aber 
das Gefühl nicht gehaht meinen erſten Gedanken bei dem Tode Mal⸗ 
linckrodt es ſein zu laſſen, jetzt nun eine Wahl anzuordnen, 
wir einen anderen haben — davon bin ich fern geweſen. Es iſt den 
Behörden und denjenigen Perſonen, die fonft zu einer Anzeige ſich 
veranlaßt gefühlt hätten, ebenſo ergangen und das iſt die Veranlaſ⸗ 
fung geweſen, daß das Ausſchreiben der Wahl verhältnißmäßig ſpät 
ftattgefunden hat. Daß hinterher zwiſchen dem Ausſchreiben der Wahl 
und dem Abhalten des Termins noch ein Spatium vergangen iſt, das 
länger gedauert hat, als Herrn v. Schorlemer angenehm iſt, liegt nur 
in der Nothwendigkeit. daß Nachwahlen vorgenommen werden muß⸗ 
teu. Wenigſtens hat die Regierung dies als Grund angegeben 
und — Abe keine Veranlaſſung, an der Richtigkeit dieſes Grundes 
zu zweifeln. } 

Im Uebrigen aber babe ich Veranlaſſung genommen, jetzt das 
Verfahren, welches ein bischen ungeregelt war, nach Möglichkeit zu 
regeln, indem die Regierung ſich verpflichtete, von jedem Todesfalle 
eines Mitgliedes des Herren⸗ oder Abgeordnetenhauſes, der zu ihrer 
Kenntniß kommen wird, offizielle Anzeige zu machen, wäbrend ihnen 
das bisher altenmäßig nicht aufgetragen war. Die Veränderungen 
im Perſonal des Hauſes ſind entweder bei mir direkt durch die Ange⸗ 
hörigen angezeigt worden oder durch das Präſidium dieſes Hauſes 
oder durch eine Zeitungsnachricht. Es war bisher an die Regierungen 
eine ausdrückliche Anweiſung, in dieſer Benebung auf paſſen, nicht 
ergangen. Sie iſt jetzt ergangen, und wird hoffentlich eine Verzöge⸗ 
rung, wie ſie gerügt worden iſt, nicht wieder vorkommen. — Was die 
Verfügung über die Prozeſſionen anlangt, ſo waren der Herr Kultus⸗ 
miniſter und ich geradezu gezwungen, in dieſer Frage Anordnungen 
zu treffen, weil die offiziellen Berichte aus faft allen denjenigen Lan⸗ 
destheilen, in denen überhaupt Prozeſſionen vorkommen, darin über⸗ 
einſtimmten, daß das Prozeſſionsweſen an Umfang und Intenſität 
und damit verbundenen Umzuträglichkeiten derart zunebme, daß eine 
Remedur in dieſer Hinſicht durchaus geboten ſei. (Sehr richtig!) Wir 
haben die Frage ſehr eingehend erwogen, die Gutachten der Rezierun⸗ 


damit 


gen eingeholt und ſind darauf zu dem Beſchluſſe aetommen, mE Eng 
Verfügung zu erlaſſen, die auf dem Boden der Gefeggebung eine ach 
gere Handhabung der Aufſicht über das Prozeſſionsweſen ausdr fgr 
anempfiehlt — obgleich wir von vielen Seuen ausdrücklich Went 
fordert ſind, im Wege der Geſetzgebung Br weiter zu gehen. 2 dine 
der Herr Abg. v. Schorlemer behauptet, in dieſer Verfügung Tel daß 
Art Schmähung der Prozeſſionen enthalten, fo muß ich ſagen, 
mir die dort gebrauchten Ausdrücke zwar nicht ganz gegenwärtig 
aber das kann ich verſichern, daß wir in dieſer Verfugung nur üör⸗ 
jenige angedeutet haben, was in den einzelnen Berichten in viel ſch 
feren Ausdrücken geſchildert iſt über diejenigen Zuſtände, die d fen 
die Prozeſſionen, die über Tag und Nacht hinausgehen, bervorgerneg 
werden. (Hört! Hört!) Und wenn man damals von allen Schr 
dazu aufgefordert wurde, eine Remedur eintreten zu laſſen, jo lehr 
ich, daß die erlaſſene Verfügung viel eher Beſchwerden darüber por 
vorrufen könnte, daß wir nicht weit genug gegangen wären, als 
rüber, daß wir dieſe Vorkommniſſe ſo charakteriſirt haben, wie 
wukach find — Und mit Bezug auf das letzte Cirkular, das die =, 
dalitäten betrifft, muß ich ſagen, daß mir im Augenblick der Wo 
laut ganz entſchwunden tft. Lächerlich und komiſch aber war be 
Inhalt wirklich nicht. In einer Zeit, wo wir durch die Ua 
gezwungen waren, dem Vereinsleben ganz beſondere Aufmerkſange 
angedeihen zu laſſen, haben wir auch die Sodalität nicht ganz au 
Augen laſſen können. Sollte in dieſem Erlaſſe irgend etwas d 
kommen, was mit dem Geſetze nicht übereinftimmend wäre, dag 
würde ich einer Interpellation ad hoc entgegenſehen und dieſelbe! 
beantworten bereit ſein. pie 

Präſident v. Bennigſen konſtatirt unter Bezugnahme auf y 
Eingangs vom Miniſter gemachte Bemerkung, daß es bisber üblich ade 
weſen, allgemein unter Verantwortlichkeit des Miniſters erfolg Er 
Maßregeln bei Gelegenbeit der Budgetberathung zu beſprechen. eb 
müſſe ie ar auch in Zukunft für das Haus in Anſpruch n 
men eifa 

Miniſter Graf Eulenburg: Ich habe dieſes Recht nicht beit! 
ten wollen. 5 % u- 

Abg. Windthorſt (Meppen): Wenn der Minifter über die m 
vermuthete Interpellation des Abg. v. Schorlemer überraſcht gewel 
iſt, fo betrachte ich dieſelbe als Kompenſation für die am Min ft 
tiſche beliebte Methode, mit Berichten vor das Haus zu treten, Die f 
erſt Tags zuvor von ihren Behörden bekommen haben. (Sehr f 
im Centrum.) Die Worte, die der Minifter über den Tod des A 
v. Mallinckrodt geſprochen hat, haben mich gefreut, ſie ſind das eng 
Zeichen der Theilnahme, das uns die Regierung über den Verluſt, fl 
wir erlitten haben, gezeigt hat. Was ferner die Prozeſſionen beit 
fo mögen fie wohl manchem nicht angenehm fein; es braucht ja 
keiner daran Theil zu nehmen. (Heiterkeit) Sie müſſen uns aberge⸗ 
Freiheit laſſen, einzeln oder in Mehrzahl unſere gottesdienſtlichen 10. 
bräuche zu befolgen. Wir geniren Sie daher nicht. (Widerspruch lin 
Sie ſagen, die Straßen werden durch die Wallfahrer geſperrt, es 0 
den Nichttheilnehmern der Hut abgeſchlagen. Ich billige das Hutabſchlaß 
nicht, und wünſchte, daß die, welche es thun, angezeigt würden, @ 
es wäre auch wünſchenswerth, daß die Herren Hutträcer bei den , 
bräuchen anderer Religionsgeſellſchaften eine etwas reſpektvollere 95 
tung zeigten. Was das Wegeſrerren anbelangt, ſo haben es die ae 
doch ſonſt nicht ſo ängſtlich bei weltlichen Aufzügen. Sie haben del 
Bedenken, Faſtnachtszüge zu geſtatten, febft in der Nähe der Kirch, 
während des Gottesdienſtes, wie das in Hamburg und Altona wer 
kommen ift, obne daß der Miniſter etwas dagegen balte. Ich 15 
übrigens den Karnevalszügen nicht entgegen; ich finde fie ſogar Ks 
intereffant, vorausgeſetzt, daß wirklicher Humor und keine Patlitu 
darin find, wie meiſt in Norodeutſchland. (Heiterkeit) Wenn ſich ge 
Brogeffionen heute mehren, fo iſt das ein Beweis, var ſich das 7) 
dürfniß mehrt, den Schutz des Himmels amuflehen. (Gelächter lune 
Die Herren finden das lächerlich? (Ruf: Jah, Ich konftatire, 1 
auf liberaler Seite gelacht worden iſt, als ich für uns das Recht 
Anſpruch nahm, den Schutz des Himmels anzurufen. Solche auge 
ſteriellen Erlaſſe finden natürlich immer Ihren Beifall. Wir bir, 
uns leider einer Partetregierung gegenüber. Auf die Bruderſcha 
1 0 ich jpäter zurückkommen, wenn der Minifter beſſer diepone 
als beute iſt. 

Abg. Jung: Das Reſkript vom 26 Auguſt 1874 hält ſich g 
ſtrikte innerhalb des Geſetzes. In feinem erſten Theil d er 
auf Prozeſſionen, welche nach $ 10 des Vereinsgeſetzes einer beſon 
ren öbrigkeitlichen Erlaubniß nicht bedürfen; im zweiten Thei 4 
Prozeſſionen, welche nicht bergebracht find, wo alſo der Negiel 
die Verfügung freiſteht, zuzulaſſen, oder zu verbieten. Und dafür 
das Reſkript eine Norm felt. Es ſei mir daher nicht verſtändlich. 
man behaupten kann, es ſei dem Geſetze zu nahe getreten, und 
Herr Abg. Schorlemer das bekannte Abgeordnetenfeſt bier herein! 
kann. Daſſelbe war kein öffent icher Aufzug mit Fahnen und Em 
men. Vielmehr begab ſich eine Verſammlung von Männern 
Dampfſa iffe und fuhr den Rhein hinauf nach einem Gaſtbaus. Hat 
iſt kein öffentlicher Aufſug, wie auch das Obertribunal anerkannt 
Wenn alſo die Herren (zum Centrum) beutzutage ſich auch auf Dam 
ſchiffe begeben und den Rhein hinauffahren wollen, ſo wird ihnen zit 
Niemand ve:wehren. In dem Reſkript wird auch kein Makel aug 
Prozeſſionen geworfen. Die geiſtlichen Fürſten von Köln, 0 
Trier und von Schaumburg haben gegen den Unfug von Prozeſſi 
viel ſtärkere Ausdrücke gebraucht. Auch der Hirtenbrief des Ertbiſch 
Spiegel vom Jahre 1826 gast das Prozeſſionsweſen in eng 
Ueberwucherung auf das Schärſſte; er geſteht geradezu, el. 
nur die Frohnleichnamsprozeſſion ein Recht hätte, zu bestehe 
und erinnert daran, daß der Spruch: „Geh' in Dein Kämmer 
und bete“ doch immer Recht behalte, daß das laute Beten Prang 
durchaus nicht die wahre Gottesfurdt in ſich berge. Das af 
ich auch dem Herrn Abgeordneten Windtborſt (Meppen) fen 
indem er ung ladelt, weil wir das Bedürfniß der Kathol 
auf offener Straße die Hilfe des Allerböchſten amufleben, 12] 
lacht haben. Es wird gelacht darüber, daß die Religioſität bie 
an einem unrechten Orte zeigt (ſehr richlig, links), daß ſie 
Prätenſton haben will, die Skraze für ſich u erobern, was allg 
allen Begriff des Gottesdienſtes geht. (Sehr richtig! links.) pie 
Gottesdienſt gebört in die dazu beſtimmten Räume, nicht auf 
Straße. Will man dem alten Herkommen einige Konzeſſionen mache 
jo mag man Peozeſſionen unter beſtimmte Normativbedingungen b 
len. Von feiner Poluei der Welt kann bei Prozeſſionen der Berl 
und die öffentliche Sicherheit garantirt werden und deshalb Mir 
ich dem dei, daß das Prozeſſionsweſen durch Geſetz geregelt wer 
möge. Das Prozeſſionsweſen in den preußiſchen Provinzen iſt inne 
ein Neberreſt der katholiſchen Herrſchaft als Stantsreligion und g 
ſes Beherrſchen des öffentlichen Verkehrs, wie es in der Nbein pre 
der Fall iſt, iſt nicht zu dulden. Wenn der Religionsdienſt die DM 
liche Straße beanſprucht, wenn er im Parteiintexeſſe dahin gef t 
wird, wenn er ſichtbarlich gegen eine uns ebenſo heilige Richtung e 
wie Ihnen Ihre Kirche nur irgend fein kann — dann zur Abaa ſaah 
des Hutes gezwungen werden, iſt eine Erniedrigung, der ſich pie 
Menſch ausſetzen kann. (Sehr wahr! links.) Ich würde alſo en 
Staatsregierung bitten, ſchleunigſt einen Geſetzentwurf eimubringg⸗ 
wonach Prozeſſionen in größeren Städten abſolat verboten und ie 

ei 


8 


anderen Orten nur unter gewiſſen Normativbedingungen zugelg f. 
werden, als da find zum Beispiel nur unter Begleitung eines G 10 
lichen der dafür verantwortlich iſt, nicht auf größere Enifernßr, 
als das Kirchſpiel ſelber beträgt. Die Prozeſſion in einer verkee⸗ 
reichen aroßen Stadt iſt ein Widerſpruch gegen unſer ganzes moden 
Leben. Nehmen See eine enge Straße an, wie faſt alle die Ha hr 
ſtraßen unferer rheiniſchen Städte find, es bewegt ſich ein Zua dapuge, 
die Prieſter mit ihrer ornamentalen Kleidung, es werden Altäre de 
baut, die Menge kniet nieder, der Prieſter celebrirt, es werden, n 
Weigrauchfäſſer geſchwungen, Sie haben den vollſtändigſten Gesa, 
dienſt mitten in dem größten Verkehr. Stebt das nicht mit dem net 
rakter und den Rechten einer öffentlichen Straße in dem ſchreien on 
Widerſpruch! in einem Widerspruch, der nothwendig ſchon einen ie 
fükt an fi birat? Nun nehmen Sie noch die Propeſſtonen Binz. im 
am Gründonnerſtag in allen Städten am Rhein die ganze Nacht den 
durch durch alle Straßen ziehen, ferner die Prozeſſionen an je 


=) ! y 
eüntage in den volkreichſten Städten, die ſogenannten Kirmoßpro⸗ 
onen, die des Abends und wäyrend der Nacht die größten Orgien 
e Folge haben (Hört! hört! ſehr wahr! linke), Orgien, welche keine 
Mliget hindern kann, fo daß die Zeitungen alljährlich die größten Kla⸗ 
A darüber a daß dieſer Unfug gar nicht geändert wird. 
Fiderſpruch und Unruhe im Centrum) Meine Herren! Sie haben 
8 Sache provozirt, ſo mögen Sie ſie auch hören. Ich hoffe, daß 
1 Diskuſſion, die Sie angeregt haben, dazu führe, daß Ihrem Wun⸗ 
ſche nach einer beſſeren Geſetzgebung genügt werde. (Beifall.) 
4 Abg. Petri: Ich habe in meiner Heimath die Erfahrung ge⸗ 
rt, daß Prozeſſionen meift von fanatiſchen Kaplänen zu agitato⸗ 
1 den Zwecken arrangirt werden. Es ſind auch meiſt nicht die flei⸗ 
5 en Mitglieder der Gemeinde, die ſich daran betheiligen, ſondern 
lelfach arbeitsiheue Leute, die viel beſſer daran thäten, ihre nächſt⸗ 
„genden Pflichten zu erfüllen, ſich um ihre Kinder daheim zu beküm⸗ 
ern die in Schmutz geradezu verkommen. 5 N 
der Die Debatte wird hierauf geſchloſſen, der Titel ſelbſt ohne Wi⸗ 
ſpruch bemilligt. 
deu der Poſition 90,000 Mark zur Remunerirung der Stan⸗ 
ges beamten für Herbeiſchaffung der Materialien zur Statiſtik be⸗ 
— Abg. v. d. Goltz, daß die Amtsvorſteher, die zugleich Standes⸗ 
N mte ſeien, viel zu ſehr mit Arbeiten für die Statiſtik belaſtet ſeien; 
5 8 Verfügungen des ſtatiſtiſchen Amtes, zu deren Erlaß daſſelbe ge⸗ 
yelic gar nicht berechtigt ſei, ſchließen noch gewöhnlich mit der Dro⸗ 
* „Bei Vermeidung von Disziplinarſtrafen.“ Außerdem müſſen 
in Standenbeamten noch für Gerichte in Erbſchaftsſachen und auch 
Steuerſachen verſchiedene Dienſte übernehmen, die nicht zu ihrem Amte 
gebören. Jetzt ſoll ihnen nun eine Entſchädigung gewährt werden, 
m wee beträgt aber nur 3 Mark für 100 Tabellen, wofür man noch 
ot einmal 


den Schreiber bekommt, der dieſe Tabellen ausfüllt. 
rauf erklärte ein Kommiſſar der Regierung, daß nach der Einfuh⸗ 
dung des Zivilebegeſetzes eine Beſchaffung des ſtakiſtiſchen Materials 
ficht anders, als durch die Standesbeamten möglich war; übri end 
hade man die von ihnen zu beantwortenden Fragen auf das Mini⸗ 
Num beſchränkt. Der Abg. v. d. Goltz verlieſt darauf aus einem 
2 Bun in Bezug auf Taubſtumme unter großer Heiterkeit des 
g ar 5 a Inge Reihe ns en 5 gelehrter . Kanne. 3 
aß ihre Beantwortung wohl kaum von einem n mten er⸗ 
1 Bartet werden kann. Der Kommiſſar bemerkt darauf, daß dieſe Fra⸗ 
en jedenfalls nicht vom ſtatiſtiſchen Bureau geſtellt ſeien. Von wem 
enn ſonſt? fragt Abg. v. d. Gol tz, erhält aber keine Antwort. 
8 Abg. Windthorſt (Meppen): Ich will nur konſtauren, welche 
| Namen die neuen Einrichtungen, die aus der Zivilebe folgen, koſten: 
K vom Staate angeftellten Standesbeamten koſten 229,500 Mk., die 
kegiſter 226,500 Mk. (Hört! Hört! links.) Iſt Ihnen das noch zu 
N Kenn ? (Ja! links.) Nun wenn die demnächſtige Steuererköhung 
mmen wird, dann wird das Volk einſehen, daß man ganz unnöthiger 
ii eine neue Arbeit geſchaffen hat, die man früher umſonſt er⸗ 


lt, (Widerſpruch.) Wenn die Standesbeamten nun noch für das 

ſtiſche Bureau arbeiten ſollen, fo werden fie alle abdanken. (Leb⸗ 

ter Widerſpruch); es müßte denn Jemand gar nichts IR 

b dal Br und nichts weiter verſtehen als Abſchreiben. (Große 
erkeit ; ; 

die Adg Petri: Der Vorredner will nur die Zivilehe im Lande 

ve vebiltren; an Peterspfennigen geht aus der Erzdizeſe jährlich eine 

im größere Summe nach Rom, als die Koſten des Zivilehegeſetzes 
ganzen Staate ausmachen. ) 5 

% Abg. Windthorſt: Ich will nichts diskreditiren, ſondern nur 

(Hatſachen konſtatiren und dem Volke die Beurtheilung überlaſſen. 

e links.) Uebrigens wird der Peterspfennig nicht exelutiviſch bei⸗ 

leben. ; 

lers Abg. Petri: Dem möchte ich doch widerſprechen; hinter dem Pe⸗ 

(S pfennig ſteben als Exekutor das Fegefeuer und die Höllenſtrafen. 

kürmiſche Heiterkeit.) 5 } 

Die Diskuffion wird geſchloſſen und der Titel ſelbſt genehmigt. 

Zu Kapitel 95: Landrätbliche Behörden und Aemter, führt Abg. 


N aeflcben aus, daß die Landräthe eine verſchiedene Praxis bei der 


N rung des neuen Klaſſenſteuergeſetzes geübt hätten; die Beſtim⸗ 
nung, daß erſt ein Genius von vier Thalern zur Wahl berechtige, iſt 
urch dieſes Geſetz aufgehoben, und der Cenſus auf zwei Thaler an 
etzt; nichts deſtoweniger haben Landräthe in mehreren Fällen, die 
ST Redner mitteilt, es jo einzurichten gewußt, 

Aaldr Eingeſchätzten zur Wahl zugelaſſen wurden. Darauf erwi⸗ 
der 5 

4, Minifter des Innern, daß ihm der eine Fall noch nicht 
kannt fei x in dem anderen Falle, in der Stadt Witten, ſeien die Be⸗ 
Gfungsfriſten verſäumt und es könnte ſchon aus dieſem formellen 
unde nichts geſchehen. ER 2 

In, Abg. Dr. Roeckerath verlieft eine Verfügung des Landraths⸗ 
Antes in Neuß an die Bürgermeiſter des Kreiſes, worin dieſelben um 
bers kunft darüber erſucht werden, aus welchen Gründen ich die Zahl 
ich Abonnenten des Kreisblattes vermindert und die einer „ſtaatsfeind⸗ 
ie en“ Zeitung ſich vermehrt haben; beſonders ſolle man darauf 
ben, welche Poliheidtener, Lehrer und ſonſtige Gemeindebeamten auf 
ie ſtaats feindliche Zeitung abonnirt hätten und in welchen Schankwirth⸗ 
aften fie ausliege. 

Abg. Wind horſt (Meppen) ſpricht feine Verwunderung darü⸗ 


der aus, daß die Regierung fih über dieſes Betragen der Landräthe 
n Der Miniſter des Innern meint, es ſei ungerechtfertigt 
is dieſem einen Fall auf das allgemeine Betragen der Landräthe 
ommen. — Abg. Windthorſt (Meppen): Das angeführte Faktum 
und in allen 5 wenn man nun die Zeitungen nach Beleidi⸗ 
cht man auch ſolche Dinge bemerken; aber ſolche Dinge will man 
t ſehen. (Lebhafter Widerſpruch links.) 
be hälter der Kreisſckretäre denen der Negierungsſekretäre gleich 
f vn U Antrag wird, da er eine Mehrbewilligung enthält, 
Budgetkommeſſion überwieſen. 
as Kapi el ſelbſt wird genehmigt. 
8 ntag 11 Uhr. 
Brief- und Zeitungsberichte. 
— Fürſt Bismarck hat ſeiner Zeit eiri zen Reichstagsabgeord⸗ 
Akten gegenüber die Abſicht geäußert, ſich vom öffentlichen Leben zurück⸗ 
derſchlag, wenn man nicht als ſolchen die Journalgerüchte in der 
Fertan Preſſe über die permanente Kanzlerkriſis anſehen wollte. 
| ber des Reichskanzlers außer Frage ſtehe. Die „Magd. Ztg.“ 
ut dieſe von wahrbaften Freunden des Kanzlers berrührende 
N men. Der bezeichneten Quelle zufolge hätte Fürft Bismarck 
mt dem Kaiſer eine den Gegenſtand betreffende Unter redung 
| bt 
d Ehre ſprach, welche ihm ſowohl wie dem Kamler trotz Alter und 
TFeantheit auszuharren und von der Durchführung ihrer ſchwierigen 
ö Ar an den Patriotismus nicht widerſtehen können und feinem Mo⸗ 
chen das Verbleiben im Amte zugeſagt .... Eine weitere Mit⸗ 
dung mit einer weſentlichen Entlaſtung von ſeinen 
N42 äften ſtattfinden würde. Dieſe beſtände in der Heranzie⸗ 


. pt äußere. 

auen Schluß zu machen; übrigens ſei der Fall nicht zu ſeiner Kenntniß 
fungen des Reichskanzlers und der Regierung fo genau burchſtöbert, 
u dieſem Kapitel beantragt der Abg. Windthorſt (Bielefeld) 

ellen. Der 
nm 4% Ubr vertagt das Haus die fernere Debatte des Etats auf 

Berlin, 18 Februar. 

len zu wollen. Die damaligen Nachrichten blieben ohne eigentlichen 
deute verlautet endlich aus ſonſt informirten Kreiſen, daß das Ver⸗ 
Maric mit, obne eine Bürgſchaft für ihre Richtigkeit zu über⸗ 
„in welcher der Monarch von den Forderungen der Pflicht 
fgaben nicht abzulaſſen gebieten. Fürſt Bismarck habe dieſem Ap⸗ 
lung will jedoch wiſſen, daß Bismard’8 Verbleiben nur in Ver⸗ 
eines Botſchafters des Deutſchen Reichs (Fürſten Hohenlohe “), 


! * 


daß nur die mit vier 


welcher eine noch nicht genau definirte Stellung an der Spitze des 


Auswärtigen Amtes erhalten ſoll. 

— Der Handelsminiſter hat an ſämmtliche Direltionen 
der Staats⸗ und unter Staatsverwaltung ſtehenden Eiſenbahnen zur 
weiteren Inſtruktion an die Beamten derſelben mit Bezug auf 8 1 
Abſatz 2 des Geſetzes vom 10. Juni 1874, betreffend die Betbeiligung 
der Staatsdeamten bei der Gründung von Aktien-, Kommandit⸗ und 
Bergwerlszgeſellſchaften die Anordnung getroffen, daß die vor Publika⸗ 
tion des gedachten Geſetzes bereits ertheilten Genehmigungen, ſofern 
ſich aus der Benutzung derſelben keine 8 ergeben ha⸗ 
ben, bis zum 1. Januar 1 76 in Kraft belaſſen werden können Es 
haben hiernach diejenigen Beamten, welche Mitglieder von Verwal⸗ 
tungen der bezeichneten Art ſind und dafür eine Remuneration oder 
ſonſtigen Vermögensvortheil beziehen, die betreffende Stelle entweder 
niederzulegen oder darum nachzuſuchen, daß die zur Annahme derſel⸗ 
ben ertheilte Genehmigung bis zum 1. Januar k. J. in Kraft erhal⸗ 
ten werde. 

Aus Weſtpreußen, 17. Februar. Der „Geſ.“ giebt folgende 
merkwürdige Nachricht wieder, ohne für deren Wahrheit einzuſtehen: 
In Proſtken ſollen, um die Einſchleppung der Rinderpeſt zu hindern, 
alle polniſchen Juden und ſolche Perſonen, deren Lebensweiſe ſie in 
Gegenden führt, in denen die Rinderpeſt noch herrſcht, vor ihrer Wei⸗ 
terreiſe desinfizirt werden. Man bedient ſich hierzu eines mit 
zweckentſprechenden Subſtanzen durchräucherten Faſſes, in welches der 
Betreffende geficdt wird. Für den Kopf iſt im oberen Boden des 
Faſſes eine Oeffnung gelaſſen. Der preußiſche Polizeiinſpektor über⸗ 
wacht die Dedinfizirung perſönlich. ö 

Paſſau, 11. Febr. Der Faſtenbrief des Biſchofs von 

aſſau wird ihm vorausſichtlich wier einige Anfeindungen ſeitens 
der ultramontanen Preſſe zuziehen. Derſelbe rügt die in Niederbaiern 
im Schwange befindliche ſexuelle Laderlichkeit und Todſtechmanie und 
findet zwiſchen beiden Uebelſtanden ſogar einen pfychologiſchen Zuſam⸗ 
menhang. Daß ein katholiſcher Biſchof eine an den Wahltagen im⸗ 
mer zuverläſſige e wegen ſolcher kleiner Schwächen ſo hart 
zu ladeln wagt, iſt in der That origmell und zeugt kaum von dem 
genügenden Verſtändniß der mit dem 18. Juli 1870 für die katholiſche 
Kirche geſchaffenen Situation. Der greife Biſchof Heinrich hat fi 
allerdings ſchon wiederholt Unbotmäßigkeiten gegen die Kurie und die 
von derſelben mit Beaufſichtigung der Biſchöfe beauftragte Preſſe zu 
Schulden kommen laſſen 

Metz, 14. Februar. Wie man der „Karlsr. Ztg.“ mittheilt, be⸗ 
trachtet der hieſige Biſchof das Konkordat, das dem Staate ge⸗ 
wiſſe Aufſichtsrechte in kirchlichen Angelegenheiten und verſchiedene 
andere Konzeſſionen zuſichert, durch die Einverleibung ſeines Bisthums 
an Deutſchland als nicht mehr zu Recht beſtehend, er erachtet ſich 
alſo nicht mehr für gebunden, die früher der franzöſiſchen und ſeither 
auch der deutſchen Regierung erwieſenen Pflichten zu erfüllen. Die 
daraus erwachſenen Konſequenzen werden ohne Zweifel den kirchen⸗ 
politiſchen Streit auch im Reichslande entfachen. 


Lokales und Provins elles. 
Poſen, 19. Februar. 


— Am 15. d. ift den früheren geiſtlichen Konſiſtorial⸗ 
beamten das von der hieſigen k. Regierung als Disziplinarhofe 
gefällte Abſetzungsurtheil inſinuirt worden. Der „Kuryer Poznanski“ 
veröffentlicht das Urtheil, welches dem früheren Regiſtrator des Kon⸗ 
ſiſtoriums, Vikar Jaskulski, eingehändigt worden iſt und bemerkt, daß 
die übrigen Beamten faſt gleichlautende Schriftſtücke erhalten haben. 
In den Gründen deſſelben werden zuvörderſt die bekannten Thatſachen 
erwähnt, welche die Einleitung des Disziplinar verfahrens herbeiführ⸗ 
ten. Im weiteren Verlaufe wird ausgeführt, daß die Beamten des 
Konſiſtoriums mittelbare Staatsbeamte, als ſolche den Vorſchriften 
des Disziplinargeſetzes vom 21. Juli 1852 unterworfen und daß die 
kompetente Disziplinarbehörde für ſolche Beamte nach 8 25 des oben 
erwähnten Disziplinargeſetzes die königlichen Regierungen find. Es 
heißt dann wörtlich: 8 

‚Die Kompetenz der kgl. Regierung iſt daher in dieſem Straf- 
prozeſſe bewieſen; gleichfalls iſt die Entſcheidung in der Sache ſelbſt 
gerechtfertigt. Das erzbiſchöfliche General⸗Konſiſtorium in Poſen iſt 
ein Organ des Erzbiſchofs, welches denſelben bei der Ausübung ſeiner 
Jurisdiktionsrechte unterſtützt. Die Gewalt des Konſiſtortums iſt nur 
ein Ausfluß der biſchöflichen Gewalt. Der dem Konſiſtorium vor⸗ 
ſtehende Offizial iſt nach der vom Erzhiſchof Przyluski erlaſſenen In⸗ 
ſtruktion für die höheren Konfiftorialbeamten vom 29. Januar 1864 
der perſönliche Vertreter des Erzbiſchofs. Die Räthe und Aſſeſſoren, 
welche ebenſo wie die Subalternbeamten vom Erzbiſchof ernannt wer⸗ 
den, baben nur eine beratende Stimme. In allen wichtigen und 
zweifelhaften Fragen iſt die Entſcheidung des Erzbiſchofs einzuholen. 
In den Händen des letzteren ruht demnach die eigentliche oberſte Lei⸗ 
tung des Konſiſtoriums. Was den Geſchäftskreis des Konſiſteriums 
anbetrifft, fo fungirt daſſelbe zuerſt als erſte Inſtanz für das Erzbis⸗ 
thum Pofen und als zweite Inſtanz für das Erzbisthum Gneſen. 
Außerdem iſt demſelben, wie es notoriſch iſt, die ganze Verwaltung 
und die Aufſicht über das biſchöfliche und Kirchendermögen in der 
Didgefe Poſen übertragen. Die letzte Gewalt iſt durch Einrichtung 
der kommiſſariſchen Vermögensverwaltung im Bereiche der genannten 
Dibzeſe auf Grund der Vorſchriften des Geſetzes vom 20. Mai 1873 
auf ven königlichen Kommiſſarius übergegangen, und zwar iſt ihm auf 
Grund des 8 9 des erwähnten Geſetzes die vollſtändige Macht des 
Biſchofs in Betreff der Vermögensverwaltung übertragen worden. 
Daraus folgt in Verbindung mit der obigen Ausführung in Betreff 
der Stellung des Generalkonſiſto iums, daß die Konſiſtorialbeamten 
gegenwärtig, gleich wie dem Erzbiſchof ſelbſt, zum Gehorſam gegen 
die Verfügungen des Kommiſſarius verpflichtet find, iniofern fie ſich 
auf die Verwaltung und die Aufſicht des Vermögens in dem bisheri⸗ 
gen Geſchäftsumfange des Konſiſtoriums beziehen, und die auf ihr 
Amt bezüglichen Arbeiten unter ſeiner Leitung anzufertigen haben.“ 

Das Dokument iſt von dem Oberregierungsrath Wegner als 
Vorſitzenden des Gerichtshofes unterzeichnet. Dem Urtheile iſt ein 
Schreiben beigefügt, in welchem mitgetheilt wird, daß gegen daſſelbe 
die Appellation an das Miniſterium zuläſſig iſt. Wie der „Kuryer“ 
ſchreibt, werden die Beamten „von dieſer Gnade keinen Gebrauch 
machen“, denn da ſie die Kompetenz der Regierung nicht anerkennen, 
können ſie auch die des Miniſteriums nicht anerkennen. Dagegen 
beabsichtigen fie gegen ihre Amtsentſetzung, welcher nach ihrer Anſicht 
nur dem jedesmaligen Erzbiſchofe zuſtehe, feierlich zu proteſtiren. 

— Wie man dem „Kuryer Poznauske“ aus Wong rowitz mit⸗ 
theilt, befinden ſich ſeit dem 9. Januar im dortigen Kreisgerichtsge⸗ 
fängniſſe die Dekane Danielski aus Kozielsk und Ryns ki 
aus Gollancz, ohne daß ihnen bekannt wäre, wann ſie in Freiheit ge⸗ 
ſetzt würden. Ihre Rekurſe an den Ober⸗Staatsanwalt und das Apell⸗ 
gericht hätten keinen Erfolg gehabt. Gleichfalls iſt die Haft des De: 
fans Baſinski aus Tursk, welcher ſich im Kreisgerichtsgefängniſſe zu 
Pleſchen befindet, auf unbeſtimmte Zeit verlängert worden. Die 
Kirchenbücher der oben genannten Pfarreien Kozielsk und Gollancz 
hat die Regierung in Bromberg dem Landrathe des Kreiſes Wongro⸗ 
witz übergeben, damit derſelbe während der Haft der betreffenden 


m. 


Pfarrer die erforderlichen Zeugniſſe ausſtelle und Auszüge aus den 
Büchern veranſtalte. \ 

— Wie ängſtlich die Geiſtlichkeit um ihren Einfluß auf die Ge⸗ 
meinden beſorgt iſt, beweiſt folgender vom „Kuryer Bornansh* 
mitgetheilter Vorfall: 

In der katholiſchen Kirche zu Gollancz, deſſen Propſt der Dekan 
Nynski wegen verweigerter Zeugenausſage in Sachen des päpftlichen 
Delegaten ſeit dem 9. Januar verhaftet iſt, wurde von dieſem Zeit⸗ 
punkte an Gottesdienſt ohne Geiſtlichen abgehalten und befanden ſich 
die Parochianen dabei augenſcheinlich ganz wohl. Aber gerade dieſer 
Umftand, daß ſich die Gemeinde ſehr gut ohne Geiſtlichen zu behelfen 
wußte, veranlaßte den Kirchenvorſtand, dem von anderen Geiſtlichen 
bemerklich gemacht wurde, daß ſolcher Gottesdienſte kirchlich nicht ge⸗ 
ſtattet ſei, unerwartet am 31. Januar nach vorgängiger Rücksprache 
mit dem Patron die Kirche zu ſchließen und dies der Gemeinde in 
einer an der Kirchenthür affichirten Bekanntmachung folgenden In⸗ 
halts zur Kenntniß zu bringen: „Da der Dekan Rynskt nach ſechs⸗ 
wöchentlicher Haft aus dem Gefängniſſe nicht zurückgekehrt iſt, ſo hört 
der bisher gemeinſchaftlich abgehaltene Gottesdienſt auf, da jeder Gläu⸗ 
bige verpflichtet iſt, an Feiertagen die h. Meſſe zu hören, wozu uns 
die benachbarten Parochien Gelegenheit bieten“ 

r. Herr Paſtor Schiffmann (früher in Wreſchen), welcher 
vor Kurzem die Rektoratsprüfung abgelegt hat, iſt von der evange⸗ 
liſchen Gemeinde zu Unruhſtadt zum Rektor der dortigen evangeliſchen 
Schule und Prediger gewählt worden. 

r. Auf der Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn verſpätete ſich der 
Perſonenzug von Frankfurt, welcher hier ſonſt 2 Uhr 12 Min. Nach⸗ 
mittags eintrifft, geſtern um 3 Stunden, und zwar in Folge des 
Springens eines Radreifens an der Lokomotive zwiſchen den Statio⸗ 
nen Sternberg und Kunersdorf, ſo daß von Bentſchen eine Lokomo⸗ 
tive zur Aushülfe requirirt werden mußte. 


Staats- und Volkswirthſchaft. 


un Antwerpen, 17. Febr. Bei der heute fortzejegten Woll⸗ 
auktion waren 2509 Ballen angeboten, von denen 2210 Ballen 
verkauft wurden. Das Geſchäft war ſehr animirt; 
Wollen wurden volle Preiſe gezahlt, während Montevideo⸗Wollen 
weniger geſucht waren. 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen. 

Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
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Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 

Verſailles, 18. Februar. In der heutigen Sitzung der konſtitu⸗ 
tionellen Kommiſſion erklärte der Miniſter des Innern, die Regierung 
laſſe den Kommiſſtonsantrag fallen, wonach die Regierung ein Drittel 
der Senatoren wählen ſolle und ſchlage vor, die Nationalverfamm- 
lung ſolle dieſes Drittel wählen. Die Kommiſſion wird morgen hier⸗ 
über beratben. 

Paris, 19. Februar. Das linke Zentrum nahm einſtimmig den 
Antrag Wallon zum Senatsgeſetz an. 3 

Einer ſoeben veröffentlichten Havasmeldung zufolge gelangten 
die Delegirten des linken und rechten Zentrums ſowie die der Gruppe 
Wallon betreffs des Staatsgeſetzes zu einem Einverſtändniß und tra⸗ 
fen, nachdem Mac Mahon auf die Ernennung eines Theiles der 
Senatoren verzichtet, ein Uebereinkommen, daß die Nationalverſamm⸗ 
lung 75 ſtändige unabſetzbare Senatoren ernennen ſoll, während die 
übrigen 225 durch die Generalräthe und Arondiſſementsräthe gewählt 
werden ſollen. Die Linke und die äußerſte Linke berathen morgen. 
In Deputirtenkreiſen rechnet man allgemein auf eine Verſtändigung. 
Die Unabſetzbarkeit der von der Nationalverſammlung ernannten Se⸗ 
natoren erregt noch Widerſpruch. Ein Theil des rechten Zentrum 
allein acceptirte dieſelbe im Einverſtändniß mit der Linken aus Furcht 
vor den Bonapartiſten. 
BT AL LEREEETETLT EEE NET LI REES FETTE 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 

Breslau, 18 Februar, Nachmittags (Getreidemarkt). Spiritus 
pr. 100 Liter 100 pCt. pr. Fehr. 55, 5), pr. April⸗Mai 56, 50. Juni⸗ 
Juli —, — Weizen pr. April⸗Mai 170,00. Roggen pr. Februar 
142, 00, pr. April⸗Mai 139, 00, per Mai⸗Juni 140, 00. Aüböl 
pr. Februar —, —, pr. April⸗Mal 52, 00, pr. Mai⸗Juni 53, 00. 
per Sept.⸗Okt. 56,50. Zink feſt. Wetter: Kalt. 


Hafer 


loco 19, 50, 
ſtill, loko 


Rüböl 28, 50, pr. 


1000 Kilo netto 179 B., 178 G., 
1000 Kilo netto 181 B., 180 


4474 
100 L. 100 
mſatz Petro⸗ 

Standard white loko 12, 90 B., 12, 70 G., pr. Febr. 
12 70 G. pr. Februar⸗Mär! 12, 50 Gö, pr. Auguſt- Dezember 12, 90 
Br., 12, 70 Gd. — Wetter: Schön. 
es u, 18. Februar. Robeiſen. Mired numbers warrants 
Liverpool, 18. Februar, Vormittags. Baumwolle (Anfangs⸗ 
bericht). Muthmaßlicher Umſatz 12,000 Ballen. Unverändert. Ameri⸗ 
kaniſche Verſchiff ungen ruhig. Tagesimport 3000 B., davon 1000 B. 
amerikaniſche, B. braſilianiſche. 
Amſterdam, 18. Februar, Nachmittags. (Gereidemarkt) Schluß⸗ 


bericht. Weizen loko pr. November 268, Roggen loko pr. 
März 179, Mai 175%, pr. Juli —, pr. Oktober — Raps 
pr. Frühjahr —, ve er —. Fl. Rüböl loco —, pr. Frühjahr 
—, pr. Herbſt —. — Wetter: 3 g 
Antwerpen, 18. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Minuten. 
Getreidemarkt (Schlußbericht.) Weizen matt. Roggen ruhig, 
Odeſſa 17%. Dar behaupt., Donau —, Riga —. Gerſte um, 


Donau —, Vendé 23. 5 5 

"Betroleum- Markt (Schlußbericht). Raffinirtes, Tppe weiß. 
loko 29 1 u. B., — Februar 23% bez u. Br., März 29% B., pr. 
Sept. 32 10 „ pr. Sept.⸗D 


3. B. Weichend. 
Paris, 18. Februar, Nachmittags. (Produttenmarkt.) (Schlußber.) 
Weizen ruhig, br. F 24. 2 ; 


—, pr. Mär April —, —, pr. Mai⸗Auguſt —, —. 
pr. Februar 51, 50. pr. März⸗April 51, 75, pr. Mai⸗Auguſt 
pr. Mai⸗Juni 52,75. Rüböl beh., pr. Februar 72, 25, pr. 
April 73. 50, pr. Mai⸗Auguſt 74, 25, pr. September⸗Dezember 76, 50. 


Spiritus beh., pr. Februar 53, 50, pr. Mai⸗Auguſt 54, 50. 


Wetter: —. 


Berlin, 18. Februar. eg Sn. Barometer 28, h . 
ee a 30 Thermo⸗ a 142 -143— 1 Nm. bz. Mai⸗Juni 140—140 50 8 b 5, 


zenmehl Nr. 0 2625 Rm, Br 0 u. 1 24,75-23 Rm. Roggen 
Nr. 0 23-22 


Juli 140 140,50 Rm. bz — Gerſte loto per 1000 Kilgr Rm. Nr. 0 u. 1 5 — * 


E e Stimmung Pt war © haite recht feft, und es genügte 
7 — e Raufluſt, um 5 de e Preiſe ſichtlich e ee Der 
85 rkt ſchloß dann ſehr ruhig, 9 5 doch Sees matt. sy: ie 
knapp offerirt und brachte etwas höhere Preiſe. Gekündigt onat — , Frühjab r 164 50—165 — 164 50 Rm. bi, Ma 3 unt 158,50 
un. b., Juni⸗Juli 158 Roe bz. Be —. — Erbſen per 
1000 Kilgr. Kochwaare 137 231 Rm. nach Qual., Futterwaare 177— 
” 186 Rm. all Dual. — Raps ber 100 Kilgr.— — Leicht lolo 
4 

N 


Kündigungspreis Rm. 141 per 1000 Klar. — Rog ger mertlich 
beſſer bezahlt. — Weizen hat ſich bei ziemlich A Handel etwas 


Meteorologiſche W Beobachtungen zi zu Voſen. 
Datum. | Stunde lber der Daten. | Therm] Wind. | Wortenfom 


böber verwerthen 1 55 und iet auch ziemlich feſt — Hafer loko 
bequemer verkäuflich. Termine ziemlich fer. — Rüböl wurde bei zur 
rückhaltenden Anerbietungen eine Kleinigkeit beſſer bezahlt. — Spi⸗ 


ritus wenig belebt und 9 weſentliche Aenderung. Nahe Lieferung 


fi — 110080 1 * igt 10,000 Yiter. Kündigungspreis Rm. 57,8 5 * 0 e 195 = debe. 7 10 = 45 50 — = 5 eee trübe. ht ie: 
, exe mit Faß lofo is Rm bi, ver dieſen Monat 27 Rm. hi., Febr.⸗Mär . Fi = ganz 
ril⸗ 1 „Sept. . 27 Rm. bz — 8 per 1 15 „ Morgs. 6 28“ 3“ 58 — 45 SS 23 J bedeckt. st. 


Weizen loko per 1000 Kilogr. 182198 Bu ade A 5 „gelber 
per Bieten Monat d April Mein 175.50 —17ʃ . Naa Juni 


2 85 a ee 
h Boten, am 5 Februar 1875 ” ner Mittags 4 ges Meter. 1 


1 


Nu bz. — Roggen loko per 1000 Kilgr „160 R 15 — nach 
Qual. gef., inland. 150—158 ab Bahn bz., wulſſſcer 145 d 9,5 
dieſen Monat 141 50 142.50 Rm. bz, Febr.⸗März 141— 141 50 Nm. m 260 Rm. Dr Aug. Sept. 60,8—60 Bu Nm b — Vieh Bei 


. DWreslau, 18 Februr. J Nach Schluß der Börſe: Kreduaktien 201: Februar. Nach Schluß der Börſe: Kreduaktien 201%, Franzoſen = Platzdistont 3% pt. 


Unentſchieden. Lombarden 117%. Spanier 23%. 6 proz. ungar. Schatzbonds 91 
Freiburger 86, 75 do. junge —. Oberſchleſ. 141, 90. N. Oder⸗ Frankfurt a. M., 18 Februar, Abends. ee Konſols 91%. Italien. N Ne 68% 8 Lombarden 11 
Ufer⸗St. A. 108, 75. do. do. Prioritäten 109, 25 Framoſen 526. 00 Toms Kreditaktien 200%, Framoſen 25176, Lomb. 117%, Galizier —, 5 proz. Ruſſen de 1871 101%. Sproz. Ruſſ. de 1872 101%. Bild 5 57 
Bieter — 958 80 15 2 Sitberrente 0 eg m 1 . 2 1 pant 918. 257 1 . en Türk. Anleihe de 1865 400. 6 proz. Türken de 1869 57%. 
ntoban Wechslerban eſ. Ban „ Brüſſeler Bank —, anier exter iemlich feſt, aber 
Kreditaktien 400,00. Laurabütte 119.00 Oberſchlef. Eiſenbahnbed. —. 1 * ft, Vereinigt. St vr. 1852 1 do. 5 pCt. fundirte 103. Bas 
Deflerreih. Bankn. 183, 1 Ruf: Banknoten 234,0 Schlef. Ber eins⸗ 
bank 91,75 Oſtdeutſche Breslauer Prov. ⸗Wechslerb. —,—. 
Kramſta 90 00. Sende Bentratbahn —,—. Brest. Delf. —,— 


TFelegraphiſche Korreſpondenz für 5 
ankfurt a. M., 18. ee Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Schlußkurſe.] Londoner Wechſel 205,20. Barifer Wechſel 81,60. Wie⸗ 

ner Wechſel 182,93. Fran e 265. Böhm. Weſtb. 169 Lombar⸗ 
ben⸗ 118. Galiner 211. Eliſabetbbabn 16672. Nordweitbahn, 136%. 
— 7 7 20145). Ruff Bodenkr. 92. Ruſſen 1872 101%. Silder⸗ 
rente 69%. Papierrente 640% 1860er Looſe 116% 1864er Looſe 314,90. 
Amerilaner de 1882 99. Deutſch⸗öſterreich. 85%. Berliner Bankverein 
81%. ee Bankverein 81%. do. Wechslerbank 861%. Bank⸗ 
attien 875%. Meininger Bank 90. NT Effektendank 112%. 
Darmſtädter Bank 143%. Brüſſeler Bank 103 

Oeſterreichiſche Kreditaktien und Franzoſen feſt, Banken behauptet, 
öſterreichiſche Bahnen ſchwach, Anlagewerthe feſt. 


*) per medio reſp. per ultimo. 


1 


wenig Geſchäft. 

Wien, 18 Februar. Anfangs träge, zum Sbpluß matt, namentlich 
Bahnen ae e matter, nur Nordbahn gefrag 

Nachbörſe: Matt, uur Kreditantten fe "ereditaftien 219, 75 
Franzoſen 5 00, Galizier 232, 50, Anglo⸗Auſtr. 130, 50, Union⸗ 
bank 101. 50, Lombarden 132, 00, Ungar. Looſe —, —, Nordbahn = 

8186 0 Bapiercente 15 95. Sulberrente 75, 85. 1854 er 
22875 105, 00 ankaktien 960, 00. Nordbahn 1958. Kreditaktien 
219, 75. Franzosen 288, 50. Galuier 232, 75. Nordweſtbahn 150, 80. 
do. Lit. B. 72, 50. London 111, 50. Paris 44, 25. Frankfurt 54, 25. 
Böhm. Weitbahn —, —. Kreoitlooſe 167, 00 1880er Looſe 111, 80 
Lomb. Eiſenbahn 132, 00. 1864er Looſe 149, 00. Unionbank 101, 50. 
Anglo»Auftr. 132, 00. Auſtro⸗türkiſche —, —. Napoleons 8, 0%. "Du: 
katen 5, 25. Silberkoup. 105, 75. Eliſabethbahn 183, 50 Undariſche 
Prämienanleihe 83, 10. Preußische Banknoten 1, 64. 

Wien, 18. Februar, Nachmittags 1 3 10 Minuten. g 13 80 
220, 00, Franzoſen 289, 00, Galiger 233, 00, Anglo⸗Auſtr. 133, 50 
Maos 102, 20, Lombarden 131, 75. Still 

London 18 Februar. Nachmittaas 4 Ubr. 
Aus der Bank floſſen heute 100,000 Pfd. Sterl. 


Silberrente 68%. Oeſterr. ierrente 64%. 


zn 18. Februar, Nachmittags 12 Uhr 40 Minuten. 
Rente 64, 75, Anl. de 1872 101, 90, Italiener 69. 40 a | 
651, 25, Lombarden 297, 50, Türten 43, 00, Spanier 2390. et 


Paris, 18. Februar, Nachmittags 3 Uhr. Spanier exter. 29 

de agen De. t. Rente 64, 77%. Anl. 1 
ußkurſe.] 3 prozent. Rente %. Anleihe de 1872 102, 

Ital. 5proz. Rente 69, 45. Ital. Tabalsaziien „ 653, 

Lombard Eisenbahn- Aktien 298, 75. Lombard. Prioritäten 245 

Türken de 1865 43,27%. Türken de 1869 295, 00. Türkenlooſe 127, 


Mem- Morr 17. Februar, Abends 6 ukr. [Schlufturfe) Hog | 
Notirung En G92 0105 15%, niedrigſte 14%. Wechſel auf Lone 
in Gold 4 D. 80% C. Soldagio 15. 
neue 5pro . fündirie u Bonds de 1887 119%. 

entral⸗ N. 
Mehl 4 

do. . Bhapelpbia uw Rol 0 

uder ( 

Kaffee (Rio⸗) 18%. — — Dh 6 


Der Geldſtand zeigte keine weſentliche Veränderung; im Privat⸗ im Privat⸗ 
wechſelverkehr wurden feinſte Briefe mit 2% pCt. diskontirt. 
Von den öſterreichiſchen Spekulationspapieren ſtanden Franzoſen 
im Vordergrunde des Verkehrs und wurden zu ſteigenden Courſen 
ie te 1 2 engen 05 fen niert A zu — . 
wächeren, ſpäter ſteigenden Courſen ziemli ebhaft um, währen Rheiniſch⸗ Weſtfäliſchen Bahnen um Von fremden Eifenb: wert 
e 45755 e eit dad i ſind . als matter Nordweſtbahn als behauptet — 285 10 
Türken blieben angeboten, Italiener waren fteigend und ziemlich leb a eignen. Rumänische Stammaktien waren  fleigend 
haft, wie öſterreichiſche Renten; ruſſiſche Pfundanleihen waren theil⸗ Bantaktien und Induftriepapiere blieben ſtill und ziemlich unge 


weiſe gefragt, 1860er Looſe matter. 
Deulſche und Preußiſche Staatsfonds, ſowie landschaftliche Pfand⸗ ändert, deren ſpekulative Deviſen lebhafter; Dartmunder Union m‘ 


mb mer für ann per ultimo gehandelte Werthe fanden belangreichere | und Raute fi zum in recht fefter Haltung theilweiſe ziemlich 
7 Abſchlüſe ſtatt. gute Umſätze für ſich 


Berlin, in, 18 Februar. Die beutige Börfe verkehrte in ziemlich fh. aan waren wenig verändert und ftill; 2 Bergiſche VI, O 
e 


che, Rheiniſche und Berlin⸗Potsdamer Prioritäten Lit 2 bande 
regere Nachfrage. 

Das Geſchäft in Eiſenbahnaktien blieb geringfügig; die Con 
waren durchſchnittlich behauptet. n lebhaft gingen 


feſter Haltung; zwar ſetzten die Courſe auf ſpekulativem Gebiet theil⸗ 
weiſe elwas ſchwächer ein und trat die Spekulation 1 nicht aus 
der bisber innegehaltenen Reſervirtheit heraus, doch konnten ſich um 
der Geringfügigkeit des Angebots willen die Courſe n gut be⸗ 
haupten, und im weiteren Verlaufe der Börſe trat dann im Anſchluß 
an günſtigere wiener 1 * eine Beſſerung der Tendenz um fo 
mehr ein, als auch der Verkehr etwas an Regſamkeit gewann. 
* Der Kapitalsmarkt zeigte im Allgemeinen ein feſtes Gepräge und 
für inländiſche Anlagepapiere erhielt ſich theilweiſe gute Naa dagegen 
waren die Kaſſawerthe der anderen Geſchäftszweige mehrfach ſchwächer. 
Im Allgemeinen erlangten die Umfäge nur mäßige Ausdehnung 


5 


offerirt. 


Be Italieniſche Anl. |5 | 69,80 G Nordd. Gr. Cr. A. Bl 104, 50 bz G Brieg⸗Neiſſe 44! 99,10 B ann. Altenbeken 5 ee bz G Pi . 7 
Jonds⸗ U. Actienbärie 8 a le 99950 G Oftdeutſche Bank in 7780 bl & wa een 4% 3 ber, Juen HE 150 63 F 
Deter. Wente W 5 . nen 416,50 63 Siehe PER: 95.4 80 P re EN 1900 8 Sage len 124.25 6 
. bruar 1875 2 — 64,60 bz efterr. Kreditban ieder wei 5 wigs exb. 4 175,50 b 2 = ö 
Berlin, den 18. Seer ds ba. par 69.40 B 8 — = 1871 108, 10 G Ser f 92.50 G Kroupe» Rubotph 5 65,00 8 ewe kac 3p. — 14 25 3 
u Deutſche Bonds. do. 250fl. Pr. Obl. 4 112,50 B Ems 99,50 G Märkiſch⸗Poſen 4 | 26,20 bz er; Papierfb.|—| 40, 8 
Enſolidirte Anl. 440195 105,75 bz do. 100 fl. Kred.-L. — 356,00 G pr. Pr. Bob. A . =. 4 106 0600 G 2 . Em. 4 99,25 G do. 5 55,50 bz de. B ockbrauerei — 2250.8 
5 * 9,50 bz do. Looſe 1860 5 116,50 B 72 Bankantheile 30 15000 6 Oft 1b 103,50 G Weser Halb. 8885 bz o. Brauer. Tivoli. — 91, 5 
do. do. Pr.⸗Sch. 1864 — 311,00 G do. Ctr.-Bd.40pr. 5 1119,90 Rechte Oder Ufer I. 5 104,00 53 do. St.-Prior. B. h 68,50 B 2 en —ı104, 6 
3 Fuge uldſch. 31 91 90 6 do. Bodenkr.⸗G. 5 88,40 G Roſtocker Bank 1 110,00 B Pan r.⸗Oblig. 5 93, & 250 55 Leipzig 219,00 © — oabit — 51.25 85 
8 nl. 1855 34.138,00 f 0 00. 189,40 bz Sächfifche Bank 4 118,50 bz do. v. Staate gar. 35 87,50 G do. Lit. BA 3,00 G Drei! Ste (Wiesner — 24 25 
25 ont. 256 50 G 95.00 bz Schleſ. Lenne! 103,75 bz do. III. v. 1858 u.60 4 99,75 B Main Ludiuigeh. 4 118,50 b Deut. Stahl. J A. — 3,75 53 
Ku. Neum.Schid. Ai 94,50 9 Be br. lll Cen. 1 83,30 © Thüringer Bank 355 0 do. 1862, 64, 65 4 99,75 B Nen een, 4 | 99,10 @ Erdmannsd Spin. |—| 52. @ 
Doberdeichbau⸗Obl. 4101, art. O.500fl. 1 328,00 G Weimariſ e Bont G en ah C. 102,60 B Niederſchl.⸗Märk. 1 98,25 b Elbing M. Eiſenb.— en 
Beal. Statt Obl. 5 102,40 ba 2 iqu.-Pfandb. 1 70, b Prß. Hyp. Berſicher. 4 13800 bz G Em. 4102.60 8 Nordh. Erf. gar. 1 | 44, F 17, 
> = - er Naab- Grazer Loofelt | 34,90 ® In⸗ u. ausländifche Beioritätt- Sblewig“ 47 99,00 G do. Stammpr. 1 44, G Sorftet, ea 2 8 
91,10 55 Franz. Anl 71. 725 102, G Obligationen. Thüringer 1. Ser. 4 93,50 G Oberhefl. 8 454720 8 Hummifte Gomob — 45, G 
B. Börsen Oil 5 100,60 & Bukar. 20 Fres.⸗Lſe.— e 5 91,50 G do. II. Ser. 4 100, B Sberf. Lt. A Cu. B 31 141,20 G er Maſch. G. | 
Berliner 43101, 8 Rumän. Anleihe 8 105,70 1.10000 II. Em. 5 99,50 G do. III Ser. 4 93,25 G do. Lic. "B.3 132,09 by (Egeftorf) | 43,40 — 
do. 5 1106,70 b3 Ruf. Bodenkredit 5 | 91,80 ie III. Em. 5 99,25 G do. . u. V. Ser. | 99,75 G Oeſtr Frz. Staatesb. 5 185, G Fon u, Laurahütte — 118, A 
Kur- u.Reum.3}| 29,00 © do. Nicolai-Obl. 1 86,25 B Wach Märtiic. 4 79100 6j Carb eudwb. 80 95.25 G do. Süd Lomb) 5 227, by r e ee 1 
do. do. 4.97, bz Naefe. . 625 102, 50 G do. II. Ser. (conv.) 44 99,25 G Laschen. "Oberberg 5 75, G Oftpruß. Südbahn 4 41,50 bz f chl Henſchin. 1 
do. nene 4 103, 05 25 G II. Ser. 3 v. St. 9.3 34,40 B Oſtrau-Friedland 5 75,50 G do. Stammpr. 5 78, G d (Egelle) — 28,50 & 
Oſtpreußiſche 38 87,00 G 2 ar v. 7005 10360 bz do. Lit. B 84.40 B Ungar. Nordoftbhn. 9 | 63,70 B Rechte Oderuferb. 5 108, 60 b Marienhütte — 70,50 B 
wo. do. 418520 v.71 1101,25 G do. IV. Ser. 4 98,50 & do. Oftbahn 5 | 61,50 6 de) Gtammpr. 5 110, ® ee a eh 
de de. 68 102,50 8 dv. 8. Stent uni 250 @ de. I Ser ni 98,50 B fende 40 0 ee . 67,50 G Saen e m 2. 
o. do. AN u do. 6. 5 97,10 G do. o. „Em. 5 78,30 einiſche 4 117,50 b S 
3 \Pommerfhe 34 87,75 & do.Prm. Ai, deg [171,75 & de. Daſſad S 98, 8 de. „ ul Em. ? | 71,25 65 5 [de. Lit b. v Slg. 1 | 92,40 K F 
be e e 33000 en do. 6615 1172,40 6 do. l. Ser 13 98,25 © Mähr. Grenzbah: 5 | 69,30 B. | Mhein-Nahebahn 4 | 20,70 8 Ver. gd. Spr Br. — 33,50 6 
See neu 4 9500 8 bz Türk. Anleihe 18655 43,25 bz do. Dortm.-Soeft 91,50 B 5 15 u 9925 8 Sal Gib. 5 = gr. ‚A 109,90 3 Bollsanf Wollw. — 45, G 
' 5 do. 1869 6,50 b eſtr. Nordweſto 25 2 Stargard-Pofen 43/101, 
e nnn — n 5 15 % LS ge) 147501 Fern ee 6 7590 8 Verficheruugs-Aftien. 
95,90 G do. Looſe (vollg) 3 101 b Berlin- Anhalt 700 G do. Lomb. Bons Schweizer Weſtb. 15,90 G A.⸗Münch. F. V. G. 7800 & 
Re Neuland 95,10 & Ungariſche N — 73,50 50 8 do. 0. 4 1000 G de 18756 101,0 B do. Union n 9,00 bz Aach Rüde Berj.G.|— 1638 W 
N do. do. 44110 02,20 bz do. Lit. B. 0 100.50 & do. do. de 187666 102,50 G Thüringer n 111,75 b3 Allg. Eiſenb. Vf. G. — 1500 8 
5 Kur- u. Neum 1 | 97,90 b3 Bauk⸗ . Kredit⸗Aktien und Berlin⸗Görliz 5 1104,00 G do. do. de 187/806 105,00 G do. B. gar. 90,25 bz Berl. 8d. u. W. B G. — 795 G 
S Vea 4 9, bz Antbeilfcheine, Berlin⸗Hamburg 4 95,25 G Czarkow⸗Azow 5 100,50 G Tamines Landen 1 98 G do. Feuer⸗Verſ. G. — 1160 & 
i 3 oſenſche 4 26,50 bj © Bk. f. Sprit Wrede) | 5 60 bz B do. II. Em. 4 94,50 G Jelez⸗Woroneſch 5 100,00 bz Warſchau⸗Wiener 5 259,00 bz G do. Hagel⸗Aff.-G. 1-14 B 
Sein 4 | 97,25 b Barm. Bankverein ö G Berl. Ipo ‚Tab. . Fozlow-Woroneſch 5 100,50 bz do. Lebens-⸗B.-G. — 5 
0 Abein ⸗Weſtf. 4 | 97,90 ba Berg.⸗Märk. Bank J 78.40 & Lit Bu 93,00 G Kurgk⸗Charkow 5 100,75 G Colonia, §.-V.-G. 
ächſtſche 4 98, & Berliner Bank 1 | 74,00 © Ar 04 92, 8 Kurſk⸗Kiew 5 100,60 bz G | Gold, Silber u. Papiergeld ar Ba 
Schleſiſche 4 | 96,75 bz do. Bankverein 5 | 81,25 G Bel Stett. Il. Em 1 92,90 bz Nosko-Riäſan 5 101,20 bz g Deutſche F. V.-G. 
Goh, 3 9 108,50 © do. Kaſſenverein 1 238,00 G do. III. Em. 4 92,90 G Riäſan⸗Kozlow 5 lol, bz gouisdor 142 — do. Trſp.-B. G. 
11.15 105.50 b3 De andelögei. 4 119,00 bz do. IV. S. v. St. g. 43 102,50 G Schuja-Jwanow 5 100.20 G Souvereignd — 20,45 8 Dresd. Allg. Trf.-V. 
= So Serien 99 90 G do. VI. Ser. do. 4 92,75 G Warſchau⸗Teresp. 5 100, 63 Napoleonsdor — 16,30 55 Düffeldorf. do. 
er 0 de pred ler 38 89,50 bz G ] Bresl.-Schw.-Frb. 13 99, G kleine 190% & Dollar — 4519 G Elberfeld F.-G. 
m. Hop. Pr. B. ‚40 6 Bresl. Discontobk.( 4 85,90 G Köln- Krefeld 45 96,50 bz Warſchau⸗Wiener 5 99,60 & Imperials — 16,75 bz Fortuna, Allg. Vrſ. 
«ih Di ” 310700 ® Bk. f. Ldw. Kwilecki 5 60, © Köln⸗Mind. I. Em. 45100, G kleine 5 99,60 G Fremde Banknoten — 99,83 G Germania, L. V. G. 
do. (110 rückz.)unk. 5 2,90 B Braunſchw. Bank 4 100,10 B do. II. Em. 5 105,00 8 Eiſenbahn⸗Aktien u. Stamm⸗ do. (einl. i. Leipz.) — 99,87 bz Gladbacher. V. G. 
Keupp Pt.⸗O. ur 5 102 Bremer Bank 4 110,90 B — do. 495,75 B rioritäten. Oeſterr. Banknoten —183, G Kolniſche Hag 8. 
Rhein. Prov.⸗Obl. 43 102,25 55 Ctralb. f. Ind. u. H. 5 75,50 G Ul. Em. 1 93,75 bz Aachen⸗Maſtricht 4 30,00 G do. 92 100 . — 192,50 G do. Rückverſ. Gef. 
Anhalt. Rentenbr. 4 98, 60 G Centralb. f. Bauten 5 54, G G IV. Em 44 93,75 bz Altong⸗Kieler 5 110,50 G Ruff. Not. 100 284, bz Leipziger Feuerv. G — 6000 G 
Meininger Looſe — 20,40 53 Coburg. Creditbank 1 74, G Em. 4 | 93,00 G Amſterd.⸗Notterd. 1 103,25 G 4 Magdb. All. en — 298 G 
Mein. 858. fd B. 4 101,75 bz Danziger Privatbk. 411490 G Hale. Serum. Gub. 5 94,90 G Bergiſch⸗Märkiſche ! 79,50 bz do. Feuer. V.-G. — 2480 G 
Hmb. Pr. A. v. 18663 167,50 b3 5 Kred. 1143,40 ba Märkiſch⸗Poſener 5 101,90 B Berlin⸗Anhalt 4 116, 5 Wechſel⸗Kurſe. do Hagel-Verſ. G. — 216 B 
i Dbenbur er Lose 182.20 © Zettelbank 4 1102,00 G Magdeb.⸗Halberſt. 43 99,30 G Berlin⸗Görliz 4 | 66,70 G do. Lebens- B.⸗G. — 285 B 
Bad St. -A. v. 1866 43102,50 B 1 — Kreditbl. 1 89, G do. do. 1865 f 99,50 G do. Stammpr. 5 | 98,50 bz Berliner Bankdisk. 4 do. Rückverſ.⸗Geſ. — 512 B 
2 u 3 * ee Berl Depoſitenbank 5 97, B do. do. 1873 4 99,30 B Balt. ruff. (gar.) 3 | 55,75 B Amſterd. 100fl. ST. 35 175,50 bz Mecklenb. ebenso. — — — 
Aeutend Bgoeſe 138% Deutſche Uniongkk. 4 73,50 b @ do. Wittenb. 3 73,90 G Breſt⸗Kiew 5 | 58,75 bz do. do. 2M. 3174.50 bz Nieder. Güt. Aſſ. G. — 640 @ 
Badiſche S Anl. 43,105 0 65 Dise. Commandit 4 159,90 bz Niederſchl.⸗ Märk. 4 98, bz Breslau Warſch. S. 5 38,00 & London 1 Uſtr. 8 T. 3 | 20,51 bz Nordftern, Leb. V. G — 598 B 
a; enkel “ 1122,90 © Genf. Credbk. i. Lig. — do. II. S. ab 2gthlr. 4 96, G Berlin⸗Hamburg 4 185,50 G Paris 100 Fr. S T. 3 81.50 bz Preuß. Hagelvrf G. — 90 8 
.St.⸗Präm.-A. 3119,00 B Berner Bank 4 95. 50 W do. c. I. u. II. Sr. 4 97.00 B Berlin- Ptsd.⸗Mgd 1 80, 6 do. do. 2M. 44 — — do. Hyp.B.-A.G — 127 90 G 
Aae de mb 1174,50 85 Gewb. H. Schur | 63,40 b be. con. iu. Ser 1 | 97,00 8 Berlin-Stettin 1 135,00 G Beg Bantyt. 100 "| do. Eebent- BG. 908 
Mediend. Schu 1 1 b3 Gothaer Privatbk. 4 96,00 & Oberſchl. Lit A 5 92,50 G Böhm, Weſtbahn 5 84.80 bz T4. 81.4 bz Nat.⸗Verſ. G. — 645 B 
Köln⸗Mind. P. 40 65 B e Bank 103, 8 do. B. 31 84,50 G Breit-Grajewo 5 43,80 G do. 100 Fr. Im 41 81 10 G Dein 2.9. — sıs, ® 
Ausländiſche Fonds. önigsberger B. B. 4 83.00 & do. — C. 4 93, G Bresl.⸗Schw.⸗Frb. 4 87,00 bz Wien 100 fl. 8 T. 5 1182, 70 bz Rhein.⸗Wſtf. Lloyd. — — — 
Amer. Anl. 1881 6 103,0 B Leipziger Kreditbk. 4 145,50 G do. do. D. 4 92,75 G Köln⸗Minden 4 108,50 bz do. do. 2M. 5 181,60 bz do. do Rück⸗B. G. — 186 B 
do. do. 1882 gel. 6 98,50 G Luxemburger Bank 4 109,50 G do. do. E. 31 84,75 G do. Lit. B. 5 103,10 bz Augeb. 100fl. 2M. 5 170,00 G Sächſiſche do. do. — 180 & 
do. do. 1885 6 1102,25 B Magdeb. Parat 107,00 G do. do. F. 4100,50 B Crefeld Kr. Kempen 5 3,00 B Leipzig100 Thl. ST. 51 — — Schleſ. Feuer⸗V. G. — 570 B 
Be Stadt- A. 7 101,75 bz Meininger Kredbk. 4 90,00 bz do. do. G. 4 99,55 G Galiz. Carl⸗Ludw. 5 106,25 G Petersb. 100 R.3 W. 6 283,45 bz Thuringia, Verſ. G. 519 G 
2. A. 99,25 bz Moldauer Landesb. 4 50, G do. do. H. 144110140 G Halle⸗Sorau-Gub. 4 9740 bz do. do. 3M. 6 281.55 bz Union, Hagel⸗Geſ. — 329 
unl. 10 Thl. . , _ bs. Em u.186 39,60 © Norddeutſche Bank 4 143.00 bz do. Em. u. 186905 5 104, G do. Stamampr. 5 42.70 b3 Warſch. 100 R. R. 8. 6 1283, 40 0 05 do Ser u. 81. ER 


TU He ad Verlag von W. Deder u. Gon. (G. Röfie)) in Poiem. 


